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Eine schöne sozial
demokratische Wirtschaft
Unsere Haltung vor den
Wahlen

In der Erklärung der FÖJ -Bewegung

für Sozialismus zu den Nationalrats
wahlen 1975 hieß es unter anderem:
"Wir können ..•. bei den Wahlen
unsere Vorstellungen einer linken

Alternative nicht zum Ausdruck
bringen. Durch eine Wahlenthaltung
würden wir jedoch an diesem, auch
für die Linke nicht völlig bedeutungs
losen Ereignis vorbeigehen. Was
bleibt, ist die taktische Entscheidung,
in welchem parlamentarischen Rah

men die Linke günstigere Kampfbe
dingungen vorfindet. Deshalb haben
wir uns entschieden, am 5. Oktober
SPÖ zu wählen. Wir stellen mit
Nachdruck fest: Bei dieser Wahl wird
nicht über die Politik der nächsten
vier Jahre entschieden, sondern 
bestenfalls - der Rahmen und die

Bedingungen für den Kampf um die
Politik, den Klassenkampf, abge

steckt.
Der Arbeiterklasse drohen massive
Angriffe - es wird verstärkt versucht
werden, die Kosten der Krise des Ka

pitalismus auf sie abzuwälzen. Der

eine Gegner, der Unternehmer, ist
gegeben. Über den anderen, die
Regierung, wird bei den Wahlen ent ~

schieden.
Derzeit gibt es zur SPÖ-Regierung
keine linke Alternative - nur eine

I rechte. Die Mehrheit der österreichi 
schen Arbeiter und Angestellten weiß

dies - auch ohne Belehrung -, sie
wählt SPÖ und wird damit voraus
sichtlich eine Regierung Kreisky III
erwirken. "

Kreisky III Wld
Opposit· "

" IOn

Die Regierung Kreisky III ist im Amt,
unsere Einschätzung erwies sich als
richtig. Eine langatmige und nichts-

I

sagende Regierungserklärung wurde im
Parlament von Kreisky verlesen und

von der ÖVP mehr, von der FPÖ

weniger demagogisch kritisiert. (Taus
glaubte den Sozialismus auf Raten in
der Regierungserklärung unauffällig
verpackt entdecken zu können; da
der FPÖ so eine unanständige Enthül
lung zur Zeit nicht schickt, schweifte
sie ab und zurück in die Vergangen
heit. Sie sprach·vom "Untermenschen
turn- durch den Mund ihres Abgeord

neten Zeilinger und wollte damit die

Beteiligten an der Iberia-Aktion tref

fen. Die "Volksstirnrne" schwieg be

troffen: hier wurde von ganz rechts

kräftig in ihre eigene Kerbe gehauen.
SPÖ-Clubobmann Fischer verwahrte

),1\
Seite 3 Ljl/



Zivildienst:

Was Gewissen ist
bestimmt die Kommission
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Man muß den wirklichen Druck noch
druckender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
••• man muß diese versteinerten Ver
hältnisse dadurch zum Tanzen brin
gen, daß man ihnen ilue eigene Me
lodie vorsingt !

KARL MARX *

OFFENS IV, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
selb. t verandem.

LINKS, weil wir Widersprüche auf
decken, Erfaluungen ins Be
wußtsein rufen, Probleme
verallgemeinern, die die
Überlebtheit ,ja Lebensge
fälulichkeit des Kapitalis
mus offenlegen - bei uns
in Österreich und in der
Welt. Links, weil wir die
Sackgassen in der Entwick
lung der sogenannten sozia
listischen Länder auch als
solche kennzeichnen.

offensiv links - solidarisch mit

allen Kämpfen gegen Aus
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit allen Bewe
gungen für den Sozialismus.
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Am 1. Jänner 1975 trat das Zivildienst
gesetz in Kraft - wer vor einer Zivil
dienstkommission glaubhaft machen
kann, aus schwerwiegenden Gewissens
gründen keine Waffengewalt gegen
andere Menschen anwenden zu können,
ist zivildienstpflichtig und damit von
der Wehrpflicht befreit.

Seit dem 1. April, bzw. 1. Oktober
dürfen ca. 300 Zivildiemtleistende
in ganz österreich, die sich vor die-
ser Kommission "bewährt" haben, in
Kranken - und pflegeanstalten, Rettungs!
wesen, etc. "dem allgemeinen Besten"
dienen.

8 Monate haben sie die "..• aufgetra
genen Dienstleistungen gewissenhaft
zu verrichten und die dienstlichen
Weisungen pünktlich und genau zu
befolgen•.. "(§22, Abs. 2).

Tun Zivildienstpflichtige das nicht,
drohen 2 Wochen Arrest bzw. 3.000 S
~.trafe wegen Verwaltungsübertretung.
Uberhaupt werden Unbotmäßigkeiten
streng geahndet: z. B. dauernde Ent
haltsamkeit vom Zivildienst hat Frei
heitsstrafen bis zu einem Jalu zur
Folge. Ist man reuig und stellt sich
binnen 6 Wochen, um den Zivildienst
anzutreten, wird daraus nur melu eine
Verwaltungsübertretung (bis 3 Monate
Arrest).
Auch die "Herbei führung " der "gänz
lichen oder teilweisen Dienstuntaug
lichkeit" wird bestraft (bis 6 Monate
Freiheitsentzug). Selbstverstümme
lungen und Suizidversuche sind also
zu unterlassen!

Der Zivildiener hat nicht nur keine
Mitbestimmungsrechte, er ist auch
einer behördlichen Überwachung und
Reglementierung ausgeliefert, die
durch die Auskunftspflicht des dienst
lichen Vorgesetzten gewährleistet
wird. Auch die Anerkennung von
Einsatzstellen wird ohne Mitwirkung
und Kontrolle von Zivildienern vor
genommen. Sie ist momentan Sache
des zuständigen Landeshauptmannes.

Der Gesetzgeber war also ehrlich be
m übt, im Zivildienst den militäri
schen Befehls- und Gehorsamsstruk

turen adäquate Hierarchien zu in
stallieren.

INHALT UND FUNKTION DES
ZIVILDIENSTGES ETZES

Diese Form des Zivildienstgesetzes
ist natürlich kein Zufall - soll doch
damit die "... Funktionsfähigkeit des
Bundesheeres nicht in Frage gestellt
werden. "(Aus "Erläuterungen" zur
Regierungsvorlage ).

Verweigert darf nur aus "schwerwie
genden, glaubhaften GeWissensgrün
den" werden. Wer bei" •.• Leistung
des Wehrdienstes in schwere Gewis
sensnot geraten... " würde, darf auf
Verständnis hoffen.

Dünken der Kommission die warnen

den Stimmen eines gepeinigten Ge
wissens lauter als die der Militärbü
rokraten, NATO-Hauptquartiere und
Kapitalvertreter, wird man Zivil
dienstpflichtiger. Der Sinn dieser ab
strusen Gewissensforschung ist klar:
man kontrolliert die Zahl der aner
kannten Weludienstverweigerer.

Wer hinter dem Militär die ursächli 
chen politischen und ökonomischen
Machtverhältnisse infragest eIlt, in
dem Bundesheer den Kettenhund des
Kapitals sieht, den man auf rebel
lierende Arbeiter hetzt und so als
politische Konsequenz den Weludienst
verweigert, wird nicht akzeptiert 
"eine derartige Regelung wäre der
Beginn der Auflösung des Staates. "

(Aus "Erläuterungen" zur Regierungs
vorlage.) Da überschätzen die Herren,
die die Regierungsvorlage ausarbeite
ten, sicherlich die gesellschaftlichen
Auswirkungen der politischen Welu
dienstverweigerung - in dem sie je
doch die Weludienstverweigerung
auf die Ebene abstrakter, einsamer
Gewissensentscheidung heben und da
mit dem Verweigerer in ein Einzel
schicksal drängen, sollen der Ver
weigerung die gesellschaftskritischen
Inhalte genommen werden.

Der Zivildienst soll also für einige
"Verrückte" das Bundesheer ersetzen.
Die Forderung nach der Legalisierung
der Weludienstverweigerung und die
Einfüluung eines Alternativdienstes
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sich gegen den Ausdruck. Aber das
sind Parlamentsg'schichten.) Die ÖVP
sah jedenfalls den totalen Staatsban 
krott auf uns zukommen und hämmer
te treuherZig aufs Rednerpult (da ist
doch Feuer am Dach!): die Krise ist
da, aber es ist keine Systemkrise,
nicht der Kapitalismus ist daran
schuld. Gottbewahre. sondern Kreisky
und sein Team in ÖSterreich, und in
anderen Ländern halt deren Kollegen,
die Stümper sind. Alles in allem
Konfusion und Betretenheit. Es war
keiner da, der die eigentlichen
Widersprüche der Regierungserklärung
und der Budgetpolitik der SPÖ auf
gedeckt hätte. Dabei hätte ein Blick
zurück auf die Wahlwerbung der SPÖ
genügt, um schwerwiegende Kursände
rungen seit dem Wahltag festzustel
len.

mit friedens-politischen Zielsetzun

gen, die aus der wachsenden Kritik

am Militarismus Ende der sechziger
Jahre und dem Anti - Bundesheer
Volksbegehren entstand, wurde von
der SP aus wahltaktischen Gründen
aufgegriffen. Zum vorliegenden Ge
setz degeneriert konnte es auch von
den beiden bürgerlichen Parteien
VP und FP akzeptiert und zur Glät
tung ihrer liberalen Larven verwen
det werden. (Das Gesetz machte
eine Verfassungsänderung notwendig,
brauchte also eine Zwei-Drittel
Mehrheit. )

Kurz und gut - die öffentliche Dis
kussion um den Militarismus ver
stummte, Arbeitskräfte für die so
zialen Schwachstellen unserer pro
fitorientierten Gesellschaft lassen
sich nun rekrutieren. Für unsere
politischen und ökonomischen
Machthaber sind das sicher nicht
unangenehme Folgen ihrer liberalen
Entgleisung.

Inzwischen sorgen Bundesheerreform,
Bereitschaftstruppen für den "Objekt
schutz" etc. für eine effizientere

Bürgerkriegsarmee.

I
mit Mitteln und Methoden zu bekämp-!
fen, die den Erfordernissen der (kapi - '
talistischen) Marktwirtschaft Rechnung
tragen sollen, ohne dabei einer kapi
talistischen Krisensanierung Tür und
Tor zu öffnen. Mit anderen Worten:
Vollbeschäftigung und Sicherung der
Arbeitsplätze haben Vorrang. War das
von Kreisky ehrlich gemeint oder als
Köder gedacht, in beiden Fällen
könnte es, nachdem es von der Mehr
heit der österreichischen Lohnabhän
gigen auch "geschluckt" wurde - das
ist die Quintessenz der Entscheidung
vom 5. Oktober! - es könnte den Alt
meister der politischen Zauberstückln
zum Gefangenen seines eigenen Fangs
machen. Diese Erwartungen der Mehr
heit der Österreicher, der Lohnabhän
gigen eben, zu enttäuschen, dürfte
keine leichte Sache sein, die Folgen
wären abzusehen. Genau das aber
ist's, was Kreisky ins Auge zu fassen

Die Wahlwerbung der SPÖ hat.

Denn in jüngster Zeit werden die
Prognosen auch bürgerlicher Wirt
schaftsfachleute immer ungeschmink
ter und offenherziger. Sie lassen in

I

I
,Die wirtschaftliche
, Entwicklung

I
I

I

PERSPEKTIVEN

In diesem Zivildienst bietet man
einigen wenigen einen Freiraum an,
Unmut gegen Militär und seine Hier
archie soll kanalisiert, ungefährlich
gemacht werden. In diesem Sinn
dient das Gesetz zur Aufrechterhaltung
des gesellschaftlichen Status quo.

G.K. *

Diese Ansätze lassen hoffen, es
liegt an den Linken, die Bewußt
werdung der Zivildiener zu fördern
und damit das Bundesheer und Mili

tarismus für die Jugend zu relativie

ren.

Die SPÖ argumentierte vor den NR
Wahlen im wesentlichen so: Öster
reich sei dank der Politik Kreiskys
wirtschaftlich (Arbeitslosigkeit und
Inflation) besser daran als die meisten
anderen Industrieländer Westeuropas.
Freilich könne auch ÖSterreich nicht
vollständig vor den AusWirkungen der
weltweiten Krise abgeschirmt werden,
aber es gehe eben darum, die Folgen
dieser Krise (die sozusagen nach ÖSter-

Vereinzelt zeichnen sich schon Wider-I reich importiert wurde) hierzulande

sprüche ab: der Anspruch vieler Ver- Ir---------------------------------,

weigerer, friedenspolitische Alterna 
tiven zu erarbeiten und praktizieren
zu wollen, wird durch den Arbeits
dienst keineswegs befriedigt, Problemel
wie Arbeitszeit, Urlaub, etc. führen
zu Diskussionen über eine gewerk
schaftliche Organisierung; auch die
Zivildienstkommission steht im
Schußfeld der Jugendorganisationen.

3



ihren neueren Analysen durchblicken,
daß die langandauernde Konjunktur

welle auf die Rekonstruktionsperiode
des Kapitalismus nach dem Zweiten
Weltkrieg, auf die weitgehende Inte
gration des Weltmarktes nach imperia
listischen Prioritäten und Gesichts
punkten, unter dem Diktat der terms
of trade (der Preise und Modalitäten
des Handels) da wirtschaftlich stär
keren kapitalistischen Länder gegen
über der Dritten Welt zurückzuführen
ist. Mittel- und längerfristig wird
mit einer langandauernden Periode
der Stagnation gerechnet, mit kurzen
Aufschwüngen und langen Abschwün
gen. Das Treffen der Repräsentanten
der großen 6 der kapitalistischen
Weltwirtschaft in der Nähe von Paris
(USA, BRD, Frankreich, England und
Ja pan) ist trotz aller zweckoptimisti
scher Verlautbarungen als diplomati
sc hes Eingeständnis dieser Entwic k
lung einzuschätzen. Die Absprachen,
die da getroffen wurden, sind gewiß
"gutgemeint", nützen können sie
soviel oder sowenig wie ein aufge
spannter Regenschirm dem Dursten
den in der Wüste helfen kann: er
bringt zwar keinen Regen, dämpft
aber etwas die glühenden Sonnenstrah
len.

Die Erklärung der Sechs

Einengung der Wechselkursschwankun
gen auf den Devisenmärkten durch
verstärkte und dadurch wirksamere
Intervention der Zentralbanken kann
solange funktionieren, bis ein Run,
die organisierte Spekulation auf eine
b~stimmte "kopflastige" Währung
emsetzt - dann ist wieder die Frage,
was einer "Nationalwirtschaft " näher
ist, das Hemd oder der Rock, ihr
eigenes Überleben oder das Allge
meinwohl des Ganzen. Der Appell
auf Abbau und Verzicht auf protek
tionistische Maßnahmen im Handel
ist genauso platonisch: Wenn fran
zösische Bauern italienische Wein
tanker abfangen und ihren Inhalt aus
la ufen lassen, wenn billigeres im
portiertes Fleisch nicht ausgeliefert
wird oder erst gar nicht abgenommen,

son~ern z~m lieben Nächsten ge
SChiCkt wud, bis die Ware verdirbt
usw. usf. - dann ist eben höhere Ge-
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walt im Spiel, und die Staatsmänner
können ihre Hände in Unschuld wa
schen.

Es wurde einmütig erklärt, daß der
Kampf gegen "Unterbeschäftigung"
(klingt so schön wie "Unterkonsum 
tion" statt Überproduktion), also ge
gen Arbeitslosigkeit Vorrang haben
müsse - aber•.• er darf die Inflation
nicht anheizen. Und das in einer Si
tuation' wo tatsächlich die Produk
tion stagniert und trotzdem die Preise
steigen! Der Haken bei der Sache ist
nämlich der, daß die Fabrikherren
zwar "überflüssiges Personal abbauen",
daß diese aufs Pflaster geworfen wer
den, wie eh und je, daß sie aber
heutzutage einen derart gefährlichen
politischen Faktor darstellen, daß sie
vom Staat entsprechend unterstützt
werden müssen, z. T. sich anderwei
tig "schwarz" beschäftigen und be
schäftigen lassen, also durchaus das
Spiel von Angebot und Nachfrage un
terlaufen - worauf die Vorstellung:
Arbeitslosigkeit - geringere Nach
frage - Senkung der Preise und der
Inflation naiv hinausläuft.

Man verwahrte sich gegen eine neue
"Erdölhausse" (Erhöhung der Erdöl
preise seitens der Produzentenländer
in der OPEC), läßt aber mit sich über
eine allgemeine Regelung der Roh
stoffpreise nicht reden. Schließlich
will man die zahlungsbilanzen, de
ren Defizite der Nachfrage abträglich
sind, durch wirtschaftliche Wieder
ankurbelung entschärfen. Dies ist
aber bei den "Entwicklungsländern",
die zum Großteil auch die rohstoff
produzierenden Länder sind, erstens
chronisch der Fall, und es findet doch
keiner der Sechs was dabei, da es bei
solchen Ländern geradezu zur Abhän
gigkeit vom Imperialismus beiträgt.
(In Portugal sieht man genau, wozu
sowas gut ist: die angebotenen Gel
der, die "wiederankurbeln" sollen,
dienen der politischen Erpressung.)
Zweitens: Zahlungsbilanzdefizite
sind Ausdruck kapitalistischer Kon
kurrenz auf dem Weltmarkt; solange
es sie gibt, wird es stärkere und
schwächere Konkurrenten geben.
Nachträgliche "Umverteilungen .. auf
Kredit und guten Glauben können
sogar den gegenteiligen Effekt be
wirken, wie es die BRD auf der einen,
Japan auf der anderen Seite zeigen.

Merk's: es rieselt im Gemäuer es
kriselt ungeheuer. '

Wirtschaftfiche

Konsequenzen der SPÖ

Zurück zu ÖSterreich. In der Regie
rungserklärung hieß es - und dieser
sehr gravierende Widerspruch wurde
von keiner "oppositionellen" Seite
aufgezeigt - nicht mehr Vollbeschäf
tigung, sondern: die Zahl der Arbeits-I
losen müsse in Grenzen gehalten
werden. In welchen? Androsch ver- I
suchte sie mit seiner Budgetpolitik
möglichst eng zu ziehen. Diese Poli
tik der Staatsverschuldung wird vom
"Kurier" tags darauf realistisch und
ehrlich mit dem Hinweis in Frage ge
stellt, daß der Unternehmer die billi
gen Kredite sich einfach schenken
lasse, wenn er das Geld nicht zu
lockenden Gewinnraten anlegen kann;
er wird dem Vater Staat und den Ar
beitslosen zuliebe nicht vermehrt in
vestieren, jedenfalls nicht über das
für die Aufrechterhaltung seines Be
triebes unbedingt notwendige Maß
hinaus. Eine solche Politik konnte
die österreichische Wirtschaft; die
sehr stark von Außenmärkten und de
ren Konjunkturschwankungen abhän
gig ist (BRD vor allem), über die un
mittelbaren Auswirkungen vorüber
gehender Rezessionen wie in den Jah
ren 1966/67 hinwegbugsieren (durch
einen g'sunden Stößer aus der Sub
ventionsecke) . Über längere Zeiträu
me hinweg - und darauf scheint sich
doch alles einzustellen - hilft das
wenig, im Gegenteil kann das ab
einem gewissen Punkt den katastro
phalen Lauf der Dinge noch beschleu

nigen.

Wozu nebenbei Subventionen, die für
die Konjunkturbelebung gedacht sind,
gut sein können, entnehmen wir wie
der dem aufrichtigen "Kurier" (18.11.
1975, S. 11). Da heißt es: "Im Bur
genland ist die Investitionslust auf
den Nullpunkt gesunken. Es werden
fast ausschließlich nur noch Ergän
zungs- und Rationalisierungsinvesti
tionen gemacht, wurde kürzlich bei
einem Konjunkturgespräch in Eisen
stadt berichtet. " Was heißt "r ationa
lisieren" auf gut Unternehmerisch?
Ganz einfach: Menschen durch mo

derne Maschinen ersetzen.

Die Haltung des ÖGB

Auch das Verhalten des ÖGB sIXicht
Bände. Benya, der vor einiger Zeit



noch - bescheiden - von jährlich
3"/0 Reallohnsteigerung gesprochen
hat, übte sich vor der letzten Kollek
tivtarifrunde in den seltsamsten
Bocksprüngen der Berechnungstechnik
von Reallohn. Produktivitätszuwachs
bzw. Bruttosozialprodukt, minusplus
Inflation abgegolten in bezug auf
Vergangenheit, Gegenwart und Zu
kunft, alles schön solidarisch - mit
dem Unternehmer. Wieder soll die
österreichische Arbeiterschaft durch
mustergültig einfältiges Verhalten
die schlauen und eigennützigen Ka
pitalisten beschämen und zur besseren
Einsicht bringen. Der Kapitalismus
funktioniert aber nicht nach den
10 Geboten, auch nicht nach dem
Schema "Seid' s nett zueinander! ",
genau dann nämlich würde er schon
gar nicht funktionieren. Wo bliebe
da Cleverness, Unternehmungsgeist,
guter Appetit, ja Heißhunger nach
einem: dem alles treibenden, alles
begeilenden, stets auf Trab halten
den, das Äußerste an Wagnis, Kühn
heit und Einsatz erheischenden und
lohnenden Profit?

Politische Konsequenzen

der SPÖ

Die SPÖ sieht sich nach dem Erfolg
am 5. Oktober nachhinein vor einem
Phyrrhus-Sieg. Von rechts ist sie be
reits gehörig unter Druck gesetzt. Die
ÖVP wehrt sich ihrer Haut und dreht
den Spieß um: Kreisky ist schuld,
nicht der Kapitalismus. Der Druck
von unten, von der Basis, hat noch
nicht voll eingesetzt, denn auch die
oben skizzierte EntWicklung hat sich
in Österreich noch nicht voll entfal
tet. Mit den zunehmenden Auswirkun
gen der Krise, droht auch der Druck
von unten stärker zu werden. Dieser
Druck bedeutet nicht automatisch
eine Linksentwicklung. Er könnte
auch die Abkehr der Basis nach rechts
bedeuten. Was aber die SPÖ nicht
weniger ins Kalkül zu ziehen hätte.

Die Antwort der SPÖ in dieser Situa
tion: Einerseits versucht die SPÖ die
Schwächung der ÖVP nachhaltig durch
die unaufhörliche Favorisierung der
FPÖ zu betreiben. Dieses ureigenste
Konzept Kreiskys deckt sich im übri
gen vollkommen mit der gesamten
Geschichte und Fortentwicklung des
Nachkriegsopportunismus der öster
reichischen Sozialdemokratie: die

nicht einmal in Ansätzen bewältigte
Vergangenheit des Nazi -Faschismus,
der Antikommunismus, die Haltung
des SP-Außenministers Kreisky in der
Südtirolfrage ohne nennenswerten
Widerstand in seiner Partei, die to
tale Kapitulation im Ortstafelkrieg
und die Flucht nach vorn aus dieser
Niederlage durch das Versprechen
der schändlichen Minderheitenfest
stellung in Kärnten, jetzt die Sache
mit Wiesenthai (der erste sozialdemo
kratische Bundeskanzler ÖSterreichs
der Endlöser der Antisemitismus
Frage zugunsten des Antisemitismus?)
- das ist unerhört logisch und konse
quent in einem gewissen Sinn, da
greift eins ins andere, das ist bruch
lose Kontinuität, eine reibungslose
Abfolge von stillen und lauten Nie
derlagen der Arbeiterbewegung über
den bombastischen Aufstieg der So
zialdemokratie zur Regierungsrnacht.
Vielleicht wird durch eine solche
Politik eine ÖVP tatsächlich über
flüssig gemacht. Es kann aber genau
sogut - vom bleibenden Schaden in
der österreichischen Arbeiterbewe
gung ganz abgesehen - zu einem
Bumerang werden: der Feind (ÖVP),
den die SPÖ mit dessen eigenen
Schlichen, Kniffen und Ideen schla
gen wollte, existiert nicht mehr,
weil die SPÖ sich selbst so gründlich
gewandelt hat, daß er, der Feind, in
doppelter Stärke mm im vermeint
lichen Sieger (SPÖ) dasteht.

Andererseits und Hand in Hand damit
geht die verschärfte Abgrenzung
nach links: das dramatisch aufgebla 
sene Aktionseinheitsverbot, die Iso
lierung der innerparteilichen Linken.
Und das Tragische am Ganzen ist,
daß die Rechnung ohne weiteres auf
zugehen scheint, weil die innerpar

teiIiche Linke verhältnismäßig noch

schwächer ist als die außerparlamen
tarische, aber genauso zerrissen, un
einheitlich, sektiererisch und kon
zeptIos.

Für eine korrekte finke Politik

Das Jammern freilich hilft nichts. Un
sere Taktik sollte die zwei Kompo
nenten der Kreisky-Politik, die ge
gen rechts, und die gegen links, stets
vor Augen halten und mit konseq uen

ter Festigkeit beantworten. Wir m üs

sen die Ursachen der Krise unerm üd
lich aufzeigen: daß die SPÖ Gefan-

gene ihrer, im Dienste der Erhaltung
des Kapitalismus stehenden Politik
ist; ni c h t ihr e Politik ist ursäch
lich schuld an der Krise, sondern das
kapitalistische System geht stes mit
Krisen schwanger. Aber wir müssen
ebenso klar aufzeigen, daß die SPÖ
die Krise und ihre Ursachen, den
Kapitalismus überhaupt nicht oder
nur 0 ber flächlich , mit kosmetischen
und systemimmanenten, d. h. wir
kungslosen Maßnahmen bekämpft.
Das ist ihr Versagen, ihre kommen-
de Niederlage und ihre schwerwie
gende Verantwortung vor der Arbei
terschaft.

Wir müssen aber ebenso kompromiß
los solidarisch sein mit allen SPÖ
Linken, die jetzt unter die Räder des
Wagens kommen, der rollt und rollt
und rollt. Das heißt aber auch, daß
wir die Lehre für uns wie für alle Be
troffenen daraus zu ziehen haben: es
gibt keine Möglichkeit und Aussicht,
innerhalb der SPÖ eine konsequente
linke Politik zu machen. Mehr denn
je kommt es darauf an, eine glaub
würdige, kompromißlos, korrekte
linke Alternative zur SPÖ zu ent
wickeln.
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Tariferhöhungen :

Uns reicht's, wem noch?
Man ahnte es ja schon vor den Wahlen, aber was dann auf die österreichi 
sche Bevölkerung wirklich zukam, war beachtlich: die Ankündigungen von
Preis- und Tariferhöhtmgen in nahezu allen Bereichen des täglichen Lebens.
Wenn Herr ÖSterreicher eines Tages im Jahr 1976 erwacht und seine Nacht
tischlam pe a nkni pst. wird er mehr bezahlen müssen (Strom + 20 bis 30 '10).

Der Frühstückskaffee wird teurer. und auch die Gasflamme. auf der er ihn
bereitet. Der Ö 3-Wecker nebenher erinnert an gestiegene Rundfunkgebüh
ren und fährt Herr Österreicher mit dem Auto zur Arbeit. darf er mehr Kfz
Versicherung und höhere Benzinpreise bezahlen; fährt er mit der Straßen
bahn, so ist auch diese teurer geworden. Beim Mittagessen erinnert er sich
an höhere Fleisch - und Bierpreise. und wenn er dem ganzen entfliehen will,
kommt er auch weniger weit als früher: ÖBB und DDSG haben auch Tarif
erhöhungen angekündigt.

Müllabfuhr und *
Kanalgebühr (Wien) + 40 bis 50'10

(Die mit * bezeichneten Erhöhun
gen sind bereits beschlossen. )

*P. L.

+ 40'10Bäder (Wien)

KFZ-Steuer + 50'10

Mehrwertsteuer* von 16 auf 18'10

ÖBB + 15'10

Post* + 50 bis 130'10

KF Z- Versicherung* + 80'/0

Straßenbahn (Wien) + 25'10

Benzin + 8'10

Strom + 20 bis 30'10

Zigaretten* + 10'10

Bier + 10'10

Gas (Wien) + 10'10

Wasser (Wien)* + 25'10

Kaffee + 20'10

ORF-Gebühr + 15'10

Kohle* + 10'10

Fleisch + 5'10

Salz* + 18'10

DDSG + 7 bis 20'10

§ 7 in Gemeindebauten bis zu
15 -Minuten -Intervallen der Stra
ßenbahnen am Abend) hinnehmen.

Die Preis- und Tariferhöhungen wer
den die Inflationsrate 1976 in die
Höhe schnellen lassen, 9 bis 10'10
sind wahrscheinlich. Die Maßhalte
prediger sind schon seit langem in
Aktion, und die unter der Erpressung
der Arbeitslosigkeit (80.000 bis
100.000 im Winter) ausgehandelten
Lohnabschlüsse reichen nicht einmal
zur Teuerungsabgeltung (8.5 '10 bei
den Handelsangestellten ! !).

1m Unternehmerblatt "Wochenpresse "
räsonniert ein Wirtschaftsforscher ,
daß noch keine Konjunkturkrise län
ger angehalten habe als maximal
40 Jahre. "Das Problem der Inflation
hat sich dann meist durch Krieg oder
andere weltbewegende Ereignisse von
se Ibst erled igt ". Durch Revolution
zum Beispiel, hat er hinzuzufügen
vergessen.

12'10 Dividende auszahlen kann
oder die Ölkonzerne halbwegs
ihre 500 '10 Gewinnsteigerung hal
ten können.

3. Die kommunalen Tarife. Bei den
Gerneinden wirkt sich die fiskali 
sche Krise so aus, daß sie entwe
der ihre Sozialleistungen ein
schränken, die Tarife erhöhen
oder in den Konkurs gehen, siehe
New York oder Rom. Wenn die
Kampfkraft der Arbeiterklasse
schwächer ist, werden die Ta
rife erhöht und das System wei
ter am Leben erhalten. Und die
Bevölkerung muß dann mehr
zahlen und darf die Einschrän
kungen der Sozialleistungen (vom

2. Die Steuer- und Tariferhöhungen.
die dem Staat zugute kommen
(Mw-Steuer, KfZ-Steuer. Ziga
retten). Hier geht es um folgen
des: der Staat muß die Auswir 
kungen der Krise in Grenzen hal
ten. die Wirtschaft wieder "anzu
kurbeln" versuchen. Und das
macht er durch "Investitionsför
derung" • "Konjunkturspritzen"
und ähnliches. also de-facto Vor
auszahlungen der Unternehmer
profite an diese. Und dazu braucht
er Geld, und gerade in der Krise
gehen die Staatseinnahmen zurück
(und außerdem haben die Unter
nehmer 8 Milliarden Steuerschul
den). Das heißt dann "fiskalische
Krise" und dem soll durch die Be
lastung der Lohnabhängigen ab
geholfen werden. Die Mehrein
nahmen aus Mehrwertsteuer, Kfz
steuer, Zigarettenpreisen. etc.
soll die diversen Budgetlöcher
stopfen.

Das Ganze wird - wenn es nicht
doch noch gelingt, wenigstens einige
der Preis und Tariferhöhungen abzu 
wehren - jeden Haushalt durchschnitt
lich 500 bis 600 Schilling monatlich
zusätzlich belasten. Zu diesen Mehr
ausgaben kommt noch die "normale"
Teuerung bei den nicht -preisgeregel
ten Waren und Dienstleistungen, die
nicht nur aus der höheren Mehrwert
steuer resultieren.

Bei den Ursachen für diese Tarif
und Preiserhöhungen muß man drei
Bereiche unterscheiden:

Was die Methoden der Ausplünderung
betrifft. so sind sie immer wieder
originell: hatte vor einem Jahr Wiens
Bürgermeister Gratz vorgeschlagen.
die Kfz-Steuer zu verdoppeln und da
für den Zulassungsschein als Netz
karte für die Straßenbahn zu verwen
den. so schlug jetzt Bautenminister
Moser das "Autobahnpickerl" vor,
das für 50 bis 100 Schilling monatlich
die Benutzung der (ohnehin schon
aus Steuergeldern bezahlten) Auto
bahnen erlaubt. Der Vorschlag wur
de dann bald zurückgenommen um
stattdessen wieder - die Verdoppe
lung der Kfz-Steuer zu verlangen...
Mautpickerl oder nicht - der Auto
fahrer wird seine Ma ut an den Staat
und die Erdölkonzerne (höhere Ben
zinpreise werden ja auch schon ge
fordert) zahlen müssen!

1. Die Preiserhöhungen, die die Un
ternehmer vornehmen. die aber
wegen der Preisregelung geneh
migt werden müssen (Benzin, Bier,
Fleisch... ). Hier geht es ganz
einfach um die Profite, darum,
daß etwa Reininghaus weiterhin
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Die nächste
Benzinpreiserhöhung
kommt bestimmt

Anfang September überraschte der
Generaldirektor der Mobil AG Au
stria, Russbach, die Öffentlichkeit
mit der betrliblichen Mitteilung, daß
das laufende Jahr seinem Unterneh
men einen Verlust bringen werde,
selbst wenn es zu keiner Erhöhung
der Rohölpreise mehr kommen wer
de. Dies klang umso erstaunlicher,
als auf Grund der Bilanzen für 1974
zum ersten Mal ein Ölkonzern
(Exxon) General Motors überflligelt
und die höchsten Gewinne aller Un
ternehmen der ka pitalistischen Welt
erzielt hatte. Daneben schienen in
der Liste der zehn Reichsten vier
weitere Ölmultis auf. Und da sollte
ausgerechnet das Stiefkind Mobil
Austria am Hungertuch nagen und
ohne Preiserhöhung nicht mehr aus
kommen?

Zunächst stießen die Wehklagen des
Mobil-Generals denn auch auf wenig
Verständnis. Selbst die "Presse" wies
am 9.9. darauf hin, daß die Rech
nung Russbachs falsch sei, da sie von
den offiziellen OPEC-Preisen ausgin 
ge, die tatsächlich bezahlten Preise
aber durch die von den einzelnen
OPEC-Staaten wegen des Absatzrück
ganges gewährten Rabatte niedriger
seien.

Am 14.10. hatte es sich die Unter

nehmerpostille freilich schon anders
überlegt; nun wurde mit Hinweis auf
die Erhöhung der Hafengebühren in
Triest und auf die Kosten der Vorrats
lager , die Österreich auf Grund sei
ner Zugehörigkeit zur Internationalen
Energie-Agentur anlegen muß, einer
Erhöhung der BenZinpreise das Wort
geredet.

In "Profil" vom 21.10.1975 wurden
unter dem Titel "Die Armut der
Konzerne" interessante Zahlen ver
öffentlicht. Statt der manipulierten
Reingewinne oder -verluste wurde
der "Cash-flow", also der Rohertrag
vor Abzug von Abschreibungen,
Rücklagen und Gewinnsteuern zum
Maß der wirklichen finanziellen
Lage genommen. Bei den Großfir
men Esso, ÖMV, BP, Shell Austria

und Mobil Austria, denen die Unter
suchung galt, ist der Cash-flow von
1972 bis 1974 durchwegs gestiegen,
die Steigerungen gegen das Vorjahr
lagen zwischen 21 und 1550/0. Wesent
lich ist, daß von den Multi -Töchtern
Shell und Mobil weit an der Spitze
liegen - ihnen gehört gemeinsam
die in Österreich Öl und Gas fördern
de RA G, über die "Profil" schreibt:

"Da Dividenden von mehr als 100"/0
neidische Blicke anzuziehen pflegen,
wurde die AG aufgelöst und eine
GmbH gebastelt, die ihre Bilanz
nicht zu veröffentlichen braucht. "

Die ÖMV allerdings verdiente in
den genannten Jahren durchschnitt
lich dreimal so viel wie die genann
ten Konzerntöchter zusammengenom 
men. Das zeigt, daß das ganz große
Geld bei der Förderung und Verarbei
tung des Rohöls, nicht beim Verkauf
der Produkte gemacht wird. Da die
bedeutenden Ölfirmen aber durch
gehend vertikal organisiert sind,
also von der Ölbohrung bis zur Tank
stelle alles betreiben, können sie na
türlich die Gewinne, die sich nicht
verheimlichen lassen, ausweisen,
wo sie wollen.

Die Produktenpreise unterliegen in
den europäischen Staaten staatlicher
Kontrolle, nicht aber die Preise, die
die nationalen Tochtergesellschaften
der Muttergesellschaft für das Rohöl
zahlen. So gelang es Esse, 1974 ei
nen Bilanzverlust auszuweisen (trotz
einem Cash -flow von + 157 Mio. S,
wie "Profil" schreibt), der in den

kommenden Preisverhandlungen
sicher vorgebracht werden wird; von
den Gewinnen der Exxon, die sich
durch keine Bilanztricks mehr ver
schleiern lassen und von der die Esse
Öl kauft, das in Schwechat in Lolmar
beit raffiniert wird, und der Schwe
stergesellschaften, von denen sie
Fertigprodukte kauft, wird nicht die
Rede sein.

Nun, zur schon vorher "beklagens
werten" Lage der österreichischen
Mineralölfirmen ist nun noch eine
10"/0 Erhöhung der OPEC -Preise ge
treten (bei 35"/0 Kaufkraftverlust des
DolL.rs seit der letzten EIhöhung).
Da die Nachfrage nach Öl aber
schwach ist und fast alle OPEC
Staaten heuer zu Produktionskürz un
gen gezwungen waren, bleibt abzu
warten, ob nicht durch weitere Ra

batte und Abschläge diese formelle
Verteuerung ausser Kraft gesetzt wird.

Solche Zweifel werden aber in der
Tagespresse nicht geäußert, so daß
der Eindruck entstehen muß, eine
Benzin - und Heizölpreiserhöhung sei
nun notwendig, und zwar wegen der
"Scheichs" .

Staribacher spielt zwar den wilden
Mann, kündigt eine "strenge Über
prlifung" an und erklärt, daß eine
EIhöhung vor Jahreswechsel keines
falls in Frage komme. EI weiß sicher,
daß die Forderungen der Ölgesell
schaften unberechtigt sind, aber er
hat sicher nicht vergessen, daß die
belgische Regierung, als sie im Früh
jahr 1974 nicht bereit war, eine exzes
sive Benzinpreiserhöhung zu genehmi-

I gen, durch einen Boykott der Konzer-

I
ne in wenigen Wochen zur Kapitula
tion gezwungen wurde.

Österreich hat freilich eine Inlands
förderung, die aber nur rund ein Fünf-
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tel des Verbrauchs deckt, und die
Importe werde zu einem großen Teil
von der staatlichen ÖMV durchge
führt - die aber ist durch gemeinsa
me Unternehmungen, wie die Adria
Wien-Pipeline oder die Trans-Austria
Gaslinie an die Interessen der Multis
gebunden, was auch darin zum Aus
druck kommt, daß sie sich trotz der
Riesengewinne der letzten Jahre den
Preisforderungen der Konzerntöchter
angeschlossen hat - wenn auch an
geblich nicht in voller Höhe. Wie
"Profil" meint, sei dies aber eine
aogesprochene Arbeitsteilung zwi
schen den verschiedenen Gruppen.

Gibt es eine Möglichkeit, dem Preis
diktat der Multis zu widerstehen?
Kurzfristig sicher nicht, wohl aber
langfristig. Die OPEC-Staaten sind
nämlich keineswegs davon erbaut,
daß durch die Riesengewinne der
Multis die Ölprodukte in den Indu
striestaaten kaum billiger sind als
andere Energieträger. So gibt etwa
Saudi -Arabien Öl an staatliche und
unabhängige Firmen Rohöl billiger
ab als an die großen Konzerne. Die
ser Strategie zur Ausschaltung der
Ölmultis steht allerdings ein großes
Hindernis entgegen: große Teile der
Tanker-, vor allem aber fast die ge
samte Raffineriekapazität ist in der
Hand der Multis. Nur wenn die euro
päischen Staaten in Zusammenarbeit
mit OPEC-Partnern daran gehen,
eigene Transport- und Verarbei
tungskapazitlten zu schaffen, werden
sie auf dem Gebiet der Benzin und
Ölpreise souverän werden.

P.H.*

ZUm Schweigemarsch
des ,~oIksbegehrens"

wurde
nicht geschwiegen

Der Kardinal führte die ehrenwerte Gesellschaft an •.. das Ende bildete
NDP- Mann Plessi.

.•. sprach der Manager und ging demonstrieren!

Hilro: 1040 Wien. Südtirolerplatz 6

Telefon, 6S 87 97/98/99

PrJvatadrC'sse: 1100 Wien, Alaudagasse 7/29/14
Telefon 62 ,14 302

ERICII MAKOMASKI

Erste Allgemeine

l'niall- l1nJ Schadcns-Verslcherungs-Gesellsch.aft

8



Auf den Tafeln wurde an einige Opfer des § 144 erinnert. Zum Schutz dieser Opfer hat die "Aktion Leben" nie

demonstriert.

Iiiila-:-' •'. La I ~ ..

Nachdem der Schweigemarsch gestoppt und das Transparent "Kinder oder keine, entscheiden wir alleir.e" von der
Polizei - "Dein Freund und Helfer" - zerrissen war, kam es noch zu kleinen Drängerein, bis alle "Störenfriede" ab

gedrängt waren.
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Die Herausforderung !?

"BlDiaaer vertrauen auf Kreiskys Wahlspruch
von Sicherheit 1Dld guter zukaDft: Gleich am
Montag nach den Wahlen trat eiDe wabJe
Hausse ein. Die Bestltigung der Qo8lnchBtrie

p>litik der Regiertmg. die gleichzeitig eiDe
Industriesicherung sein muS, trieb cUe ltDrfe
in UIlgeabnte Höhen. "

Aus: "profil-ecco· 42/75

Wenn nicht alle Anzeichen trü
gen, dann folgt für die Gewerkschafts
bewegung in den nächsten Monaten
eine Zeit der Bewährung. Denn eines
scheint sicher zu sein: Eine Hoch
konjunktur, wie wir sie von 1969 bis
Mitte 1974 mitgemacht haben, wird
so bald nicht wieder kommen. Es ist
noch durchaus unsicher, ob der inter
nationale Wirtschaftsaufschwung, für
den es deutliche Anzeichen gibt,
stark und langanhaltend sein wird.

. Wir müssen da auf einige Überra
schungen gefaßt sein.

Es kann in den nächsten Monaten zu
einer EntWicklung in die eine oder in
die andere Richtung kommen, das
heißt, es kann uns ein Fortdauern,
vielleicht sogar eine Vertiefung der
Depression ins Ha us stehen, es ist
aber durchaus möglich, daß ein neuer

I

internationaler Inflationsschub mit
stärkeren Konj unkturauftrie bstenden
zen durchschlägt. Wenn wir nur die
längerfristige Entwicklung in der
Wirtschaft der Industriestaaten be
trachten, so ist ein maximales Wachs
tum, wie wir es in der Hochkonjunk
turperiode registrieren konnten, höchst
unwahrscheinlich. Ein mäßiges Wach
sen ist möglich. Wir werden auch mit
diesem Problem fertig werden müssen.

Wir hatten in den vergangenen Jahr
zehnten ein besonders starkes Wachs
turn, weil einige große Erfindungen,
sozusagen Wachstumswellen, wirk
sam geworden sind...

• .. Offensichtlich sind wir am Ende
einer solchen längerfristigen Wachs
tumswelle. Aber wir brauchen nicht
damit zu rechnen, daß jetzt sozusa
gen alles abreißt; es ist nur realistisch,
sich darauf einzustellen, daß das
Ganze auf niedrigem Niveau weiter
geht. ..

• .. Es hat sich ja nichts fundamental
geändert, die ÖSterreicher sind nicht
weniger fleißig oder sparsam gewor
den, die FÜhrungskräfte nicht weni
ger erfinderisch•••

· •. Sie werden sich erinnern, daß
ich nach dem letzten Bundeskongreß
eine langfristige Steigerung der Lohn
und Gehaltseinkommen um ungefähr
drei Prozent real pro Jahr für möglich
erklärt habe...
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... Das war aber nur möglich, weil
wir eben ein so außerordentlich
großes Wirtschaftswachstum hatten...

•.• Sollte die Wirtschaftsflaute an
dauern, dann müssen wir als Gewerk
schaftsbewegung die Finanzierung
eines weiteren Vollbeschäftigungs
budgets fordern. Wir müssen das in
dem Bewußtsein tun, daß eine wei
tere Verschuldung der öffentlichen
Körperschaften, insbesondere des
Bundes, ci.~ Folge sein wird, und
wir müssen durch eine entsprechen-
de Einkommenspolitik aber auch eine
geänderte Einstellung zur Steuerpo
litik diesem Umstand Rechnung tra
gen. Das heißt: bei der Einkommens
politik muß besonders verantwortungs
bewußt vorgegangen werden, es muß
besonders darauf geachtet werden,
daß die geschützten Wirtschaftszwei 
ge keine besonderen Einkommenser
höhungen erkämpfen, während den
ausgesetzten Wirtschaftszweigen, die
von der Fla ute besonders betroffen
sind, nur die Lastentragung übrig
bleibt. Wir müssen aber auch in der
Bevölkerung das Verständnis dafür
erwecken, daß die Schulden, die
man zur Erhaltung der Vollbeschäf
tigung macht, zurückgezahlt werden
müssen und daß dazu der Staat, so
bald die Konjunkturlage sich verbes
sert, entsprechend höhere Einnahmen
benötigt. Bei den Vollbeschäftigungs
budgets müssen wir allerdings größeres
Gewicht darauf legen, daß die Aufga
ben den nachfrageschwachen Wirt
schaftszweigen zugute kommen..•

•.. Wi r müssen uns also darauf vor
bereiten, gegebenenfalls die Stabi
lisierungsinstrumente rasch und ent
schlossen einzusetzen.•.

... In der Praxis würde das bedeuten,
wieder die Kreditbremse anzuziehen
und bei den Staatsausgaben, wo im
mer möglich, äußerste Sparsamkeit
walten zu lassen. Wir haben uns un
ter größten Anstrengungen von einer
knapp unter 10 Prozent liegenden In
flationsrate auf eine über 8 Prozent
liegende heruntergearbeitet und wol
len ja schrittweise in ein ruhigeres
Fahrwasser oder, in zahlen ausge
drückt, unter eine etwa 5- oder
6-prozentige Inflationsrate her
unterkomm en...

... Dabei erhebt sich natürlich die
Frage: Warum schrittweise von der
noch immer sehr hohen Inflations
rate herunterkommen und warum
nicht mit einem großen Ruck?
Die Antwort ist verhältnismäßig ein
fach: Das würde sehr große Spannun
gen in der Volkswirtschaft auslösen,
und wenn wir eine elastische Ver
teidigung gegen den Inflationsdruck
geführt haben, um nicht solche
schwere Spannungen hervorzurufen,
müssen wir auch beim Herunterbrem 
sen vorsichtig sein, um nicht ins
Schleudern zu kommen und damit
Firmenzusammenbrüche hervorrufen.
Natürlich bedeutet das auch, daß
wir mit den nominellen Zuwachsra
ten bei den Lohn- und Gehaltsbewe
gungen schrittweise zurückgehen
müssen, und dieser Prozeß ist ja im
Gange..•

Anton Benya

(Auszüge aus dem Referat am 8. ÖGB
Bundeskongreß, erschienen unter dem
Titel "Die Herausforderung", in der
"Solidarität .. , Nr. 554, Dezember'75.),



Drei Prozent Reallohneinbuße:

Die neue Formel der ÖGB-Bürokratie?
Interview mit Gen. Peter Zottl, BRO
der Fa. Eldorado (Textilbranche) zu
den Abschlüssen der Privatangestell
tengewerkschaft - Sektion HandeL

OL: Genosse Zottl, die GPA (Gewerk
schaft der Privatangestellten) ging
mit Lohnforderungen im Ausmaß von
170/0 in die Lohnverhandlungen. Dazu
kam noch ein Sozialpaket mit For
derungen wie der nach Ausweitung
der arbeitsfreien Samstage u. dgl. m.
Wie beurteilst Du diese Forderungen?

PZ: Ich muß zugeben, daß ich über
rascht war: Zwar waren eine Reihe
von Forderungen der GE, wie etwa
die nach einer linearen Lohnerhö
hung (Erhöhung in Schillingbeträgen)
oder zumindest eines Sockelbetra
ges für die unteren Einkommen nicht
erfüIIt; aber ich habe nach den Maß
halteappellen der Gewerkschafts
spitze nicht erwartet, daß die Sek
tion Handel doch so hohe Forderun
gen stellen würde und noch dazu ein
ganzes Forderungspaket auf den Tisch
legen würde.

OL: Könntest Du uns erklären, wie
Du Dir das Zustandekommen dieser
für die ÖGB-Bürokratie doch immer
hin erstaunlich hohen Forderungen

erklärt hast?

PZ: Zum ersten muß festgehalten
werden, daß die Forderungen in
ihrem Ausmaß absolut nicht über
höht waren, sondern in der Situation
der Handelsangestellten durchaus als
gerechtfertigt zu bezeichnen sind:
Zur Zeit sind etwa 300.000 Angestell
te in diesem Zweig tätig. In unserer
Branche ist nur jeder 6. Samstag ar
beitsfrei, d. h., daß es für die Sams
tage keine Überstundenregelung gibt.
Zahlreiche Kolleginnen und Kolle
gen verdienen nicht mehr als 3.000
bis 5.000 Ö.S. Wir gehören also
sicher zu den schlechtest gesteIIten
Privatangestellten - Du brauchst uns
nur etwa mit den Industrieangestell
ten zu vergleichen, wo schon lange
die 5 -Tage -Woche eingeführt wurde
und die Gehälter auch weit über un
seren liegen.

Zum zweiten dachte ich, daß die
Gewerkschaft einen Ausweg aus der

Rezession sucht, der den Lösungs-

vorschlägen der Unternehmer ent
gegengesetzt ist: Daß die Strategie
der Gewerkschaft aus der Rezession
heraus darauf hinausläuft, die Mas

senkaufkraft zu stärken, während die
Unternehmer immer vom Maßhalten
schwafeln. Bei immerhin 300.000
Angestellten hätte sich die Gewerk
schaft durchaus einen bestimmten
Effekt von einer Lohnerhöhung ver
sprechen können.

Zum dritten schien diese Forderung
nach den Erfahrungen der letzten
Gehaltsverhandlungen doch auf die
Benya-Formel von den berühmten
3 %Reallohnerhöhungen hinauszu
laufen.

Heute aber bin ich eher der Auffas
sung, daß die Gewerkschaftsstrate
gie auf besonders negative Aspekte
der Sozialpartnerschafts politik hin
auslä uft: Die Basis und im speZiel
len die Betriebsräte vor den Verhand 
lungen zu befrieden und für die Ver
handlungen selbst freie Hand zu ha
ben. Die 170/0 Forderung war jeden
falls Frotzelei, eine plumpe Über
rumpelungstaktik.

OL: Hatten die Betriebsräte eigent
lich die Möglichkeit, über den
Stand der Verhandlungen informiert
zu werden, bzw. auf di ese Einfluß
zu nehmen?

PZ: Während der Verhandlungen gab
es keine Information; dem wird aus
prinzipiellen Gründen ausgewichen,
weil nach Meinung der Gewerkschafts
spitze die ca. 40 Kollegen des Ver
handlungskomitees ohnedies allein
befugt sind, die Kollektivverträge
auszuhandeln.

Unserer Meinung nach müßten zu
mindest die Betriebsräte kontinuier
lich beteiligt sein. Spätestens nach
den Urtönen, die aus der Handels
kammer nach dem Verlauten unse
rer Forderungen gekommen sind,
hätte die Gewerkschaft eine Be
triebsrätekonferenz einberufen m üs
sen, um diese genauer zu informie
ren und die Kampfbereitschaft zu
stärken.

Außerdem hätte die Gewerkschaft
versuchen müssen, gerade jetzt in
der Vorweihnachtszeit das Verständ
nis der Bevölkerung zu erwerben.

Diese Betriebsrätekonferenz hätte
darüberhina us noch die entsprechen

den Maßnahmen gegen den Unter

nehmerstandpunkt treffen können·
wie später durchgesickert ist, haben
die Unternehmer nur 40/0 Lohn - und
Gehaltserhöhungen angeboten.

Schließlich sah sich die zuständige
Fachgewerkschaft doch dazu gezwun
gen, eine Betriebsrätekonferenz wäh
rend der Verhandlungen einzuberufen.
Trotz der Anwesenheit eines Groß
teils der Betriebsräte, wurde sie im
letzten Moment von den zuständigen
Gewer kscha ftsinstanzen abgesagt.
Als ich später diese Politik der Ge
werkschaft angegriffen habe, teilte
mir der zuständige Sekretär mit,
die interessierten Kollegen seien
bei dieser abgesagten Konferenz
ohnedies informiert worden. Tatsa
che ist, daß zahlreiche anwesenden
Betriebsräte - mich eingeschlossen 
weder individuell noch sonst irgend
wie inform iert worden sind, 0 bw ohl
sich deren Interesse schon darin aus
drückte, daß die Kollegen durch
halb Wien an den Sitz der NÖ-Ar
beiterkammer gekommen waren, um
sich informieren zu lassen.

OL: Wie haben eigentlich die Kolle
gen das Verhandlungsergebnis auf
genommen?

PZ: Einen Tag nach Abschl uß der
Verhandlungen wurde wieder eine
Betriebsrätekonferenz einberufen
und dort das Ergebnis mitgeteilt.
Charakteristischerweise war diese
schlechter besucht als die vorherige,
weil es ja dort nichts mehr zu be
schließen gab. Diese Demobilisie
rung hat sich ausschließlich die Ge
werkschaftsspitze selbst zuzuschrei 
ben. Obwohl sich die meisten Be
triebsräte, die der SP angehörten,
an die Fraktionsdiszi plin hielten und
es zu keinen nennenswerten Unm uts
äußerungen von ihrer Seite kam, so
konnte man doch spüren, daß das
negative Verhandlungserge bnis auch
für sie überraschend kam: 8,5% Lohn
erhöhungen (allerdings bei Aufrecht
erhaltung der Überzahlungen) war
bedeutend weniger als ursprünglich
gefordert worden war und noch weni-
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ger als im Vorjahr (12 - 130;0), da
rüberhinaus war das ganze Sozial
paket "vergessen" worden.

Jeder von ihnen hatte einen Abschluß
erwartet, der die Inflationsrate be
rücksichtigt und damit über 100;0 lie
gen mußte.

Es gab eine scharfe Diskussion, die
häufig von den Sekretären durch
Zwischenrufe gestört wurde. Als ich
beispielsweise unmittelbar nach den
leitenden Sekretären als Betriebsrats
obmann der Fa. Eldorado namens
der GE zu Wort kam und sowohl die
Art, wie das Ergebnis zustande kam,
als auch das Resultat selbst auf das
schärfste zurückwies, wurde ich im
mer wieder unterbrochen, obwohl ich
darauf hinwies, daß gerade eine Be
triebsrätekonferenz ein Forum der
Arbeiterdemokratie zu sein hätte.
Wenn dies von den Mehrheitsfraktio
nen nicht gewünscht würde, sollte
sie jedoch nur noch Fraktionsbespre
chungen einberufen.

Zwei Fragen, die ich aufwarf, blie
ben jedenfalls im Raum stehen:

1. Die Handelsangestellten arbeiten
unter den schlechtesten arbeits
rechtlichen und lohnmäßigen Be

dingungen, verglichen mit ande
ren Angestellten: Wir haben bei
spielsweise keine 5-Tage-Woche
und liegen sowohl nach Anfangs
als auch nach Durchschnittsge
hältern hinter den anderen Ange
stellten zurück. Die 17-0;0-Forde
rung war also voll gerechtfertigt
und hätte noch durch ein ordent
liches Sozialpaket ergänzt wer
den müssen, also volle Bezahlung
von Überstunden und Erhöhung der
Lehrlingsentschädigung. Gerade
bei der Überstundenregelung hätte
man hart bleiben müssen: Die
Unternehmer argumentieren, daß
sie im Handel an Samstagen das
beste Geschäft machen - dann
sollen sie aber auch danach be
zahlen.

2. Unter ernstzunehmenden Gewerk
schaftern besteht kein Zweifel,
daß sich in der Phase der Hoch
konjunktur bei den Unternehmern
so viel Kapitalfett angehäuft hat,
daß in einer Periode des relativen
Stillstandes Lohnerhöhungen durch
aus zu verkraften wären. Das be
weist schon die Tatsache, daß die
Unternehmer gerade jetzt in ei-
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nem noch nie dagewesenen Aus
maß gerade in unserer Branche
expandieren (Verkaufsketten,
Supermärkte, usw.). Die Mies
macherstrategie von Seiten der
Handelskammer ist nicht weiter
ernst zu nehmen und so zu be
werten, wie die ständigen Klagen
der Fremdenverkehrswirtschaft,
der es nur um Steuererleichterun
gen und Investitionsbegünstigungen
ging: Heute hat sich herausgestellt,
daß die Fremdenverkehrswirtschaft
1975 wieder mit Supergewinnen
abschließt.

Es bleibt nur die Frage, warum die
Gewerkschaft einem so negativen
Ergebnis zugestimmt hat. Ein wich
tiger Faktor ist zweifellos, daß jetzt
nach den Wahlen die SPÖ wieder fest
im Sattel sitzt, var den Wahlen wäre
so einem Ergebnis bestimmt nicht
zugestimmt worden. Jetzt aber kann
sich die Mehrheitsfraktion wieder
eine Politik leisten, die vom Stand
punkt der Arbeiterbewegung inkonse 
quent ist, eben der Sozialpartner
schaftspolitik, deren negative Aus
wirkungen wir einmal mehr spüren:
Für die Rezession mögen eine Reihe
von Faktoren verantwortlich sein,
aber auf keinen Fall die in Öster
reich Beschäftigten. Und auf die soll
jetzt die Hauptlast der Rezession
überwälzt werden.

OL: Wie begründete eigentlich die
ÖGB-Bürokratie das schlechte Ergeb
nis? Welche Argumente haben die
Vertreter in den Verhandlungskomi
tees für ihre Verantwortung vorge
bracht?

PZ: Die Gewerkschaftsvertreter ver
suchten auf der Konferenz den Teil
nehmern die "leidvollen" Qualen
des Verhandlungskomitees vor Augen
zu führen. Mitleidheischend erzähl
ten die Kollegen, wie stark die Un
vernunft bei der Gegenseite gewesen
wäre, wie unerfahren die neue Ver
handlungsequipe der Handelskammer
gewesen wäre und wie schwer deshalb
insgesamt heuer die Verhandlungen
gewesen wären. Zieht man aber ein
Resume, so muß klipp und klar ge
sagt werden, daß sich diesmal deut
licher als je zuvor die Unternehmer
seite durchgesetzt hat. Wenn im Ver
handlungskomitee statt den hauptamt
lichen Gewerkschaftsfunktionären
mehr Kollegen gesessen wären, die
zwischen 3.000 und 5.000 Ö.S. ver-

dienen, hätte das Ergebnis bestimmt
anders ausgesehen.

OL: Hat Deines Erachtens dieses Er
gebnis Signalwirkungen für die ande
ren Kollektivverträge? Der Handels
abschluß ist ja der erste Abschluß seit
der Sallinger-Forderung, daß Lohn
und Gehaltsforderungen unter der In
flationsrate liegen müßten. Fällt die
Sektion Handel mit ihrem Abschluß
nicht den anderen Kollegen, die zur
Zeit noch verhandeln, in den Rücken?

PZ: Das ist eine weitere negative
Auswirkung des Abschlusses, ohne
Zweifel. Mit dem Lohnabschluß von
8,50;0 unter der Inflationsrate hat die
Sektion Handel sicher Signalwirkung
für die anderen Gewerkschaften, die
in Lohnverhandlungen stehen; es
handelt sich um ein Präjudiz, und
jene werden sich ins Fäustchen la
chen, die von Supergewinnen nicht
nur träumen, sondern diese auch si
cher nach Hause tragen.

OL: Du hast erwähnt, daß die Ge
werkschaftsvertreter den niedrigen
Abschluß auch mit der Sorge um die
Arbeitsplätze begründet haben. Wie
stellst Du Dich zu diesem Argument?

PZ: Es ist durchaus möglich, daß ei
nige Betriebsräte deshalb stillhalten,
weil sie um di e Arbeitsplätze fürch
ten. Aber nenne mir einen einzigen
Betrieb als Beispiel, wo auf Grund
kleinerer Lohnforderungen und Ver
zicht auf soziale Zugeständnisse die
Herren "Sozialpartner" sich als "so
ziale Unternehmer" erwiesen hätten
und Arbeitsplätze, die in Gefahr wa
ren sicherten? Mir fallen nur Gegen
beispiele ein: Das Rax-Werk in Wr.
Neustadt, die Lofak, Swarowski, die
Puch -Werke, usw. Wenn hier vorher
Zurückhaltung geübt worden ist, so
hat dies nur zur Einschüchterung der
Arbeiter gedient, die jetzt nur noch
wehrloser auf der Straße liegen.

OL: Nicht nur Unternehmervertreter,
sondern auch die Regierung hat Zu
rückhaltung bei den Lohnforderungen
propagiert. Da die Mehrheitsfraktion
im ÖGB auch die Regierung stellt,
kann man auf Grund der hohen Frak
tionsdisziplin der SPÖ-Kollegen von
einer Einschränkung der Tarifautono
mie der Gewerkschaft sprechen?

PZ: Ja, bei der gegenwärtigen Art,
Kolle ktivverträge abzuschließ en,
kann man durchaus davon sprechen.
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OL: Wie haben die anderen Fraktio 
nen auf den Abschluß reagiert, vor
allem der Gewerkschaftliche Links
block von der KPÖ?

Der Androsch ist zwar ein fescher
Bursch, aber der Sallinger ist ein
ganzer Kerl. Der eine setzt sich so
über den anderen durch. Wir müssen
einen neuen und demokratischen Weg
finden, wie Kollektivverträge abge
schlossen werden, sonst wird diese
Einschränkung der Tarifautonomie
noch spürbarer werden, und zwar
genau über diesen Mechanismus.

OL: Die ÖGB-Spitze argumentiert
immer, daß ein Teil der Lohner
höhungen nicht zentral bei den Kol
lektivvertragsverhandlungen heraus
geschlagen werden kann, sondern
innerbetrieblich geholt werden soll.
Wirkt sich das negative Verhandlungs
ergebnis nicht eher disziplinierend
auf die Betriebsräte aus?

P.Z: Die sind schon von Anfang an
mit unausgewogenen Forderungen
hineingegangen. Obwohl auch die
GE Sockelbeträge gefordert hat,
war die Art, wie der GLB diese ge
fordert hat, einer Nivellierung eher
abträglich: Gefordert wurden 1. 000 S

für alle gleich + 8% Lohnerhöhungen
Damit wirkt aber das Ganze be
stimmt nicht entnivellierend: Wenn
etwa ein Kollege 10.000 S verdient,
soll er nach der GLB-Forderung jetzt
11.800 S bekommen; wenn ein ande
rer nur 3.000 S verdient, bekommt
er nur 4.300 S, also nur um 1. 300 S
mehr als vorher. Der Wert solcher
Forderungen wird niemandem klar.

PZ: Obwohl es den Betriebsräten
nach diesem Abschluß bedeutend er
schwert wird, in diesem Zusammen
hang bei den Kollegen Verständnis
für die Gewerkschaft zu finden, muß
doch durch innerbetriebliche Lohn
und Gehaltsforderung die notwendige
Reallohnerhöhung erreicht werden.
Wenn der ÖGB sich dazu entschlie
ßen könnte, durch eine offizielle
Äußerung, etwa in der "Solidarität",
die Betriebsräte auffordern würde, die
fehlenden Prozente innerbetrieblich
hera uszuholen, wäre das für sie eine
wichtige Hilfe. Das bleibt aber ab
zuwarten. Außerdem müßte die Ge
werkschaft jede innerbetriebliche

Kampfmaßnahme unterstutzen und

damit den nötigen Druck für die

Forderungen bieten. Auch hier gibt

es einstweilen noch keine positiven

Erfahrungen.

OL: Welche Strategie wird die GE
bei den nächsten und hängigen Kol
lektivvertragsverhandlungen ein
schlagen, um solche Abschlüße künf

tig zu verrre iden?

PZ: Es geht in erster linie darum,
einen neuen und demokratischen Weg
bei Kollektivvertragsabschlüssen zu
finden. So lange die Verhandlungs
komitees nach den Fraktionen zu
sammengesetzt werden und die Ba
sis keine Einflußmöglichkeit hat,
sehe ich keine Möglichkeit für uns,
di~ berechtigten Forderungen der
Belegschaft in der Gewerkschaft und
durch die Gewerk~haft zu vertreten.

Zur Zeit wird jeder berechtigte Pro
test gegen das undemokratische Vor
gehen der ÖGB-Vertreter mit dem

Argument zurückgewiesen, wie
könnte man noch demokratischere
Möglichkeiten finden, wo sogar
Vertreter der Minifraktionen (ge
meint sind wir) ihrer Unzufrieden
heit Ausdruck verleihen könnten.
Das erschwert natürlich unsere Ar
beit. Um aber tatsächlich Tarifau
tonomie zurückzugewinnen und die
Forderungen der Belegschaften auch
wirklich durchsetzen zu können,
müssen wir über die Fra ktionen hin
weg zu neuen Formen der Arbeiter
demokratie in den Gewerkschaften
selbst kommen.

Mit Peter ZOTTL sprach R. P. *
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»Pressefreiheit«

P.H. *

alten Damen mit den Großwohnun
gen gibt es zwar, doch sind sie kei
neswegs die Mehrzahl. Zu zahlen
haben jene, für die der Friedens
zins eine echte Hilfe war. Und wem

wird das neue Gesetz wohl zum Vor
teil gereichen? Halten wir uns noch
mals an den "Kurier": "Die Besitzer
von Häusern mit Billigstwohnungen
möchten natürlich, daß das Gesetz
rückwirkend in Kraft tritt." Wer kas
siert, ist damit wohl klar.

A.R.*

Wir müssen unsere Vorstellungen von
bürgerlicher Pressefreiheit revidieren.
Das ist nicht mehr die Freiheit von
hundert reichen Leuten, ihre Mei
nung drucken zu lassen. Es ist heute
die Freiheit einiger Konzerne, die
sen hundert Reichen diejenigen In
formationen zu geben, die nicht ge
schäftsstörend sind.

ten. Nun ist es ja verständlich, daß
die TVA und ihre von ihr abhängigen
Angestellten die überstandene Gefahr
möglichst verheimlichen; aber die
Tatsache des Brandes und der Betriebs
unterbrechung konnten sie nicht ver
tuschen. Wie kommt es, daß in der
relativ "atomkritischen " bürgerli
chen Presse Österreichs (das ist po

pulär, und das österreichische Ka pi

tal besteht im wesentlichen aus Bier
brauern und Textilindustriellen, deren
Interessen dadurch nicht berührt wer
den) kein Wort darüber stand? Wieso
haben sich beispielsweise die Vorarl
berger Nachrichten diese Möglichkeit
entgehen lassen, die Stimmung gegen
das geplante Schweizer Kernkraft
werk Rüthi weiter anzuheizen - die
bloße Tatsache eines Br andes wir kt
ja schon erschreckend genug?

Man muß wohl annehmen, daß die
Zeitungen selbst nichts erfuhren! Wo
die Nachricht, die sicher Millionen
Europäer interessiert hätte, zwischen
den USA, wo sie zumindestens in der
Gegend von Browns Ferry allgemein
bekannt sein muß, und Europa ver
sickert ist, weiß man nicht - viel
leicht in den Nachrichtenagenturen?
Irgendwo muß jedenfalls eine Zensur
sitzen, die Informationen, die den
Großkonzernen unangenehm sind, un
terdrückt.

dert seit geraumer Zeit eine Preisre
gelung für Mietverträge. Der Justiz
minister nahm diese Forderung z'."ar
auf, ließ sie a her sofort wieder fal

len, als Widerspruch laut wurde.
Jetzt lehnt er eine solche Begrenzung
der Mieten aber ab.

Diese neue Reform, die ja kein Geld
kosten darf, ist ein weiterer Schritt
zum Abbau der Mieterschutzregelung.
Das Argument dafür ist denkbar
schwach: Es würde mehr Wohnfläche
zur Vermietung bereitstehen. Die

Es soll hier aber nicht gegen die
Nutzung der Kernkraft, so zweifel
haft ihr Nutzen ist, polemisiert wer
den. Es ist schließlich nur Zufall,
daß keiner der deutschen Giftmüll
skandale zu einer Katastrophe geführt
hat, die sich mit den Folgen eines
möglichen Unfalls in Browns Felry
durchaus hätte messen können - und
niemand hat gefordert, daß die Tech
niken, bei denen Cyanide als Abfall
entstehen, verboten werden.

Wie das naturwissenschaftliche Ma
gazin "Nature" vom 16.10.1975 be
richtet, brach am 22.3.1975 im
Kernkraftwerk Browns Ferry, Alaba
ma, USA, ein Kabelbrand aus, der
zur Stillegung des Reaktors zwang.
Trotzdem bestand akute Gefahr, daß
der bereits stillgelegte Reaktor durch
Überhitzung undicht würde und große
Mengen radioakti ven Materials ent
weichen würden. Mit "unkonventio
nellen Methoden" (Untersuchung der
Nuclear Regulatory Commission) ge
lang es den Ingenieuren, ein Unglück
zu verhindern; den Horror-Trip von
überlasteten Pumpen und klemmen
den Ventilen, der diesem Erfolg vor
anging, liest der Interessierte am
besten in "Nature" nach.

Es geht vielmehr um das Schweigen
der Presse zu diesem Ereignis. Als
einzige Zeitung brachte die "Frank
furter Allgemeine Zeitung" am 
21.4. einen Bericht, in dem die Er
klärung der Tennessee Valley Author
ity, die das Kraftwerk betreibt zitiert
wird, und deren Inhalt kurzgefaßt
lautet: "Is eh nix passiert". Die FAZ
meint zwar, es sei vielleicht doch
gefährlich gewesen, hat aber offen
bar keine Informationen, um diesen
gefühlsmäßigen Verdacht zu erhär-

Auch eine
Reform
Einen Monat vor der Wahl versprach
Bundeskanzler Kreisky: Nach einem
Wahlsieg der Sozialisten soll es so
wohl eine große Mietrechtsreform als
auch eine Reform des Wohn- und So
zialrechtes geben. Und Justizminister
Broda ergänzte in einem Brief an die
Mietervereinigung, das Hauptanlie
gen bleibe der Schutz der Mieter.
Nun, wenige Wochen nach dem SP
Wahlsieg, zeichnen sich die Kontu
ren dieser Reformen ab. Ausgerech
net den "Kurier" wählte sich Broda
aus, um seine "Reform "vorstellungen
zum besten zu geben. Demnach soll
im Laufe des Jahres 1976 ein neues
Mietgesetz ausgearbeitet und einge
bracht werden.

Nach diesem neuen Gesetz ist vorge
sehen, nunmehr die Friedenszinsrege
lung aufzuheben. An die Stelle die
ses über Jahrzehnte wichtigsten In
strumentes des Mieterschutzes soll
eine Regelung treten, die einen ge
staffelten Mietzins nach den Krite
rien Größe, Ausstattung, Alter und
Lage der Wohnung vorsieht. Das
heißt also, daß bisher um einen re
lativ niedrigen Preis gehaltene Woh
nungen auf alle Fälle teurer werden.
Das ganze läuft unter dem Motto:
Aufhebung der Ungleichheit. Was
allerdings nicht gesagt wird, ist, daß
diese Ungleichheit (gleiche Wohnun
gen im seiben Haus kosten oft grund
verschiedene Preise) vor allem durch
das VP-Mietengesetz 1968 begünstigt
und durch eine Novelle der SP im
Jahre 1974 noch verschärft wurde.
Die SP-nahe Mietervereinigung for-
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Bei der letzten Wiener Plenarsitzung der Chile-60lidaritäts
rront am 16.10.75 wurde die Mitarbeit der l'OJ in der CSF
diskutiert.

Da wie bereits erwähnt, cüe Beantwortung dieser ~n rür
einige Organisationen rür cüe weitere Diekussion sehr
wesentlich ist, ersuchen wir Buch UIII baldige lIChrirtliche
Beantwortung.

CHII.-.-SOLIDüI~'rSl'ROl'lT

PostrachGO

1205 Wien

Folgende Fragen waren rür einige Organisationen von Bed
deutung, konnten aber nicht eindeutig geklärt werden,

1. Warum hat sich die l'OJ nicht von den ~usschreitungen
vor der Iberia nach der Spanien-Deaonsatration
distanziert. bzw. welche Stellung hat sie dazu ?

2. :Ba wird behauptet. daß Funktionäre der l'OJ akUT an
~s:~z~U;SChreitungenbeteiligt waren, was sagt cüe

Wie.... 2'3.10.1975

Belvederegasse 10
1040 lt.I.en

Liebe FreUDde I

.Ln die
l'OJ

Die Leitung der FÖJ- BfS ist anläßlich
des zweiten Jahrestages des Militär
putsches in Chile sowohl an das Chile
Komitee in Wien als auch die Chile
Solidaritätsfront mit dem Vorschlag
herangetreten, alle Solidaritätsak-

Wem
nützt
die
Chile
Solidaritäts
front?

Mit besten Grüßen

~ rridIi1iW.... 'U-..., ---~
_ W· • .....65I95Z
. ,m IIZ 9'J5, ......wira

(Berber~ Berger
Priaident der CSF)

Liebe Freunde, Kollegen und Geno~sen!

Wir habt.n unsere ':italoeit angeboten f~ die Stärkung dt:.r Sache

de~ chilenischen Widerstands. Ihr gebt darauf keine Antwort, sondern
stellt an uns Fragen, die weder mit Solid~rit&t, noch mit Chile,

noch mit irgendeiner Art politischer Gepflogenheit unter Freunden,
Kollegen und Genossen etwas zu tun tat. Im Gegenteil! Sie könnten
~in ~unter für kommende Defragun~en in Csterreich abgeben gegenüber

Bewerbern für den cffentlichen Dienst, sollte es hierzulande wie in
der BRD eine~ Tages zur Prayis d~r BeI'ufsverbote kOlI:lo~n. Sie erinnern
uns an "pei:1:;'iche" Verhöre s3:tens .:~er ~t'i.at Ho:-gane geg~n.J.ber

Angehörigen fortschrittlicher politischer Gruppierungen. Sie siad
unsolidarisch, inquisitorisch und denunziatorisch.

Zu 1): Die FOJ-BfS hat in der Nr. 18 ihres politischen 0rgöns
"offensiv links" auf Seite 14 zu Jen von l!.uch urgierten "Ausschrei
tungen vor der Iteria nach der Spaniendemon~trationUStellung
genommen. Sie hatte keine Gelegenheit und wollte auch keine Gelegen
heit haben, in den Chor der Distanzierungen mit einzustimmen, der
von Kreisky bis Muhri reichte ~d knapp vor den "iahlen ali1 5. Oktober
Sache jener Parteie~ zu ~ein schien, ~jr die politische Opportunität
un:J bi~rgerliche Wahlen logif'cht-:r"weise :im engsten Zusammenhang

stehen.

Zu 2): Da genügt wohl die Wendung: "Das ist unwahr. Wahr ist

vielmehr, etc."

Aus dem Charakter. Eures: Briefes und aus den 5erichten unserer
Freunde aus der Ch:le-SolidaritätGfront ergibt sich für uns der
eindeutige ßchluß, d~J es einigen Organisationen in der CSF nur um
eines geht: un~ere ~itarbeit in ~er Chile-Solidaritätsfront zu
torpedip.xen.·Unsere Ausla~ung h~tten diese Organisationen aber
billiger haben können, ohne Winkelz~igkeit und Alibidiskussion.

Trotzdem: wir wer)en auch in Zukun:t ~beral1 dort, wo die
internutionale Solidarität notwendi~ ist, mit dabei ~ein und nach
Kräften f~r die gerechte Sache streiten. ~it Euch oder ehne Euch.
De~ das iEt hier wahrlich nicht die ~rage.

Veno:~remos.

tionen gegen die Pinochet-Clique
und für den chilenischen Widerstand
möglichst einheitlich und geschlos
sen zu gestalten. An den Präsiden
ten und Vizepräsidenten der Chile
Solidaritätsfront wurde bei dieser Ge
legenheit auch schriftlich der Vor
schlag gerichtet, durch Mitarbeit der
FÖJ - BfS die Basis der Chile -Solidari 
tätsfront zu erweitern.

Erst Ende Oktober erreichte die FOJ
BfS ein vom Präsidenten der Chile
Solidaritätsfront gezeichneter Brief,
der sowohl seiner Form als auch sei
nem Inhalt nach derart "ungewöhn
lich" ist, daß sich die Leitung der
FÖJ-BfS entschlossen hat, ihn in Form
Form eines offenen Briefes bei gleich
zeitiger Veröffentlichung beider Brie
fe zu beantworten. Wir wollen damit
allen demokratischen, fortschritt li 
chen und an Solidaritätsarbeit inter
essierten Personen die Möglichkei
bieten, ihr eigenes Urteil über diese

Sache zu bilden. *
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Portugal: Schwerer Rückschlag
für die Linkskräfte

Als in den letzten Wochen der
6. Regierung in verstärktem Ausmaß
Zugeständnisse abgerungen wurden,
als Bauarbeiter, Soldaten und die ge
samte Basisbewegung eindrucksvoll
demonstrierten, daß jede Maßnahme
zur Unterdrückung der Rätestrukturen
ein verstärktes Zusammenrücken der
revolutionären Kräfte zur Folge hat,
wurde immer deutlicher, daß Regie
rung und Revolutionsrat unter den ge
gebenen Kräfteverhältnissen ihre Po
litik nicht durchsetzen konnten. Zu
stark waren die Positionen der Arbei
ter, Bauern und Soldaten in den Me
dien, zu stark ihr Einfluß im Heer.

Was sich schon durch die Sprengung
von Radio Renascenca und dem 'Streik'
der Regierung ankündigte, nämlich
eine offene Konfliktsituatior., wurde
von Seiten der Rechten Schritt auf

Schritt vorbereitet. Die Absetzung
von General Carvalho als Komman
dant der Region Lissabon, der er
übrigens anfangs zustimmte - erst
auf Druck der Regimenter der Region
Lissabon diese Zustimmung zurück
zog - war der Anfang der Kraftprobe.
Als die Fallschirmjäger von Tancos
aus Protest gegen die Auflösung ihrer
Einhe it ihre und zwei andere Kaser
nen besetzten, dieselben Fallschirm
jäger, die am 11. März 1975 den
Rechsputsch durchführten, die Radio
Renascenca sprengten und im Gefolge
dieser Aktionen einen rapiden Politi
sierungsprozeß durchmachten, war
der Moment für den Gegenschlag ge
kommen. Diese Aktion, die am
ehesten mit der spontanen Rebellion
der Soldaten der Kasernen RASP und
CICAP vor ca. zwei Monaten im Nor
den vergleichbar ist, wurde zum
Putschversuch hochstilisiert. Noch
sind viele Hintergründe ungeklärt,
das Ergebnis ist jedoch klar:

o Sämtliche der linken Bewegung
in irgendeiner Form nahestehen
den Offiziere wurden verhaftet
oder "gesäubert ... Zu ihnen ge
hören neben Carvalho und Coutinho
sogar Fabiao und Soares, und
man spricht von 200 bis 300
Verhaftungen.
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o Die Redaktionen und Direktionen
von acht Zeitungen, die die
"Disziplinlosigkeit und Anarchie

gefördert" hätten, wurden suspen
diert' das Erscheinen der Zeitun
gen bis zur Einsetzung neuer Ver
waltungen durch den Revolutions
rat verboten, aus dem "gewisse
Figuren ausgeschieden sind, de
ren revolutionärer Idealismus
nicht den Gegebenheiten der Geo
graphie, der Geschichte und des
Volkes entsprach" (C. Gomes)

o Sämtliche Tarifverhandlungen wur
den bis Jahreswechsel ausgesetzt.
Das bedeutet, daß weite Teile
der Bevölkerung bei einer Inna
tionsrate von 350/0 eine erhebliche
Bedrohung ihrer EXistenzbedingun
gen zu erwarten haben.

Die Regierung Azevedo, deren politi
sche Ausrichtung mit der PS von
Soares fast identisch ist, hat damit
einen bisherigen Höhepunkt des "So
zialismus in Fre iheit" erreicht. Sc~on
seit ihrem Regierungsantritt war deut
lich die Demagogie ihres auf Sozialis
mus ausgerichteten Vokabulars hervor
getreten. Sämtliche Maßnahmen rich
ten sich frontal gegen die ein z i gen
Garanten einer revolutionären Ent
Wicklung, die Basisorgane in allen
gesellsc haftlic hen Bereiche n. Ökono
misch erfolgte eine an erhebliche Be
dingungen geknüpfte Annäherung an
die EG, was einerseits eine gewisse
Weichenstellung für die Zukunft Por
tugals bedeutet, andrerseits durch das
äußerst geringe Ausmaß der Kredite
(USA und EG gemeinsam 4,5 Milliar
den Schilling!) nicht einmal eine
Lösung der wirtschaftlichen Probleme
im kapitalistischen Sinn ermöglichte.

Gerade diese Politik, die bei Vor
gaukelung eines sozialdemokratischen
Weges ständig dessen Unmöglichkeit
in Portugal bewies, stärkte durch die
Hauptangriffsrichtung nach links die
Reaktion, die heute sowohl in ihrer
offen faschistischen, bewaffneten Va
riante (ELP, Spinolisten) als auch in
ihrer "gemäßigten" Spielart (CDS,
PPD)ihre Positionen wie nie seit dem
Sturz Caetanos festigen konnte.

DIE URSACHEN DES REAKTIONÄREN
VORSTOSSES

Es wäre völlig ungenügend, den Grund
für diese Entwicklung nur im persön
lichen Verrat irgendwelcher Partei
führer zu suchen. Es gibt handfeste
ökonomische und soziale Ursachen da
für, deren Analyse für den Erfolg
einer revolutionären Strategie in Por
tugal unerläßlich ist~

Die bisherige Entwicklung seit dem
25. April 1974 ermöglichte es sogar
nur Teilen der Arbeiterklasse, ihre
materielle Lage real zu verbessern.
Auch die 1. bis 5. Regierung gaben
kaum eine Antwort auf die Probleme
der Bauern im Norden und des Klein
gewerbes und -handels. Die Landre
form richtete sich nur auf die Prob
leme des Großgrundbesitzes aus, wäh
rend die Kleinbauern wegen des Preis
stopps bei Grundnahrungsmittel sogar
ihre Existenzbedingungen real ver
schlechtert sahen. Auch die Dynami 
sierungskampagne der MFA erstreckte
sich nur auf ideologische Bereiche,
während die konkreten Probleme der
Bauern unberücksichtigt blieben.
Auch das Kleinbürgertum, das immer
hin 200/0 der aktiven Bevölkerung dar
stellt, fühlte sich durch den Prozeß
in Portugal zunehmend in Frage ge
stellt. Auf beide Probleme wurde von
Seiten der Linken keine Antwort ge
geben, was es der PS und in ihrem
Rücken auch der PPD und CDS ermög
lichte, ihre soziale Basis in diesen
Klassen zu finden.

Neben diesen Versäumnissen einer
klassenmäßigen Bündnis politik, wurde
von Seiten der Linken eine zentrale
Fr age, die Koordinierung der Arbei
ter-, Bauern- und Soldatenräte auf
eine Art beantwortet, die kaum ge
eignet war, die autonome Organi
sierung der Arbeiterklasse und die
Entwicklung der Rätestrukturen zu
echten Gegenmachtpositionen zu för
dern. Sowohl von Seiten der KP als
auch in der FUR zusammengeschlosse
nen Organisationen wurden eigene,
parteipolitisch orientierte Koordina
tionsorgane geschaffen, di e jeweils
einen Alleinvertretungsans pruch ha-



NOCH IST NICHT ALLES VERLOREN

SP auf eine Restaurierung des Kapita
lismus abzielte.

Womit wir in ÖSterreich einen winzi
gen Beitrag leisten können, ist eine
verstärkte Solidaritätsarbeit, der Ver
such, auch finanziell die Basisbewe
gungen Portugals zu unterstützen so
wie Lehren für das Verhältnis linker
Gruppen zueinander zu ziehen.

Die Linke in Portugal ist zwar ge
schwächt, sie steht vor neuen Voraus
setzungen. Jedoch wurden die ent
scheidenden Positionen, die Basis
organe, in keiner Weise angetastet.
Hier werden die revolutionären Kräf
te' durch Lernprozesse gestärkt, an
setzen.

*K.L.3.12.1975

Als die MFA wieder zur reinen Offi
ziersbewegung wurde und verstärkt
Disziplinierungsmaßnahmen ergriff,
als gegen die Maßnahmen der Regie

rung eine immer stärkere Mobilisie
rung der Arbeiterklasse und der Sol

daten erfolgte, stellten die linken
Teile des MFA keine organisatori
sche Einheit mehr dar und waren
nicht mehr in der Lage, diese revolu
tionären Reaktionen effektiv zu un
terstützen.

nur teilweise zu massenhaften Lern
prozessen führen.

ROLLE DES MFA

Eine entscheidende Rolle in dieser
Entwicklung spielte auch der Wandel
im MFA, der über ein Jahr lang sicher
eine wichtige Rolle im revolutionären
Prozeß gespielt hat. Ein Teil der
Offiziersbewegung folgte fast spiegel
bildlich der Veränderung des Kräfte
verhältnisses im Sommer und damit
der Politik der SP. was im Antunes
papier seinen Ausdruck fand. Der
Komprorniß der Linken im MFA mit
diesen Positionen war sicher auch ent
scheidend für die Absetzung Goncal
ves' und die Installierung der 6. Re

gierung. Er erfolgte einerseits aus
einer Anti - KP- Haltung, andererseits
aus der Überlegung. daß ein Bündnis
mit den Bauern und der Kleinbourgeoi
sie für den revolutionären Prozeß not
wendig ist, und die PS eben ein partei
politischer Vertreter dieser Klassen
sei, sowie aus wirtschaftspolitischen
Erwägungen. Erst relati v spät erkann
ten die Vertreter dieser Politik, die
vor allem im Copcon und der Marine
verankert waren, daß die Richtung
dieses Bündnisses keine antika pitali
stische war. sondern von Seiten der

ben. Dies ermöglichte es der SP, ge
meinsam mit Maoisten (MRPP) ihrer
seits solche Organe aufzubauen. die
in übelster Demagogie gegen "Fa
schismus und Sozialfaschismus" kämpf
ten. Diese Spaltung der Arbeiterklasse
äußerte sich manchmal in so drasti
scher Weise. daß es z. B. in einem
Betrieb. in einem Stadtteil mehrere
Basiskomitees jeweils der verschiede
nen Parteien gab.

Die Schwäche der Linken bei der not
wendigen Zentralisation der Basis
strukturen äußert sich auch darin. daß
es zwar nach dem 11. März äußerst

umfangreiche Verstaatlichungen gab.
diese jedoch kaum Auswirkungen auf
die Art der Produktion hatten. Weder
bei den Banken, wo 26 verstaatlichte
Kreditinstitute weder vereinheitlicht
wurden noch neue Kriterien der Kre
ditvergabe etwa an die Kleinbauern
geschaffen wurden. noch bei den ver
staatlichten Betrieben, wo es kaum
Ansätze zentraler Planung gab und
die Anarchie der kapitalistischen Pro
duktion fortbestand. gelang es, Maß
nahmen gegen die Sabotage des Im
perialismus durchzusetzen, die die
entscheidende Schwächung des portu
giesischen Kapitals in eine eigene
Stärke hätte umwandeln können. Die
hier offenkundig zutage tretende Un
fähigkeit einer KP-Strategie konnte

1·-. .
17



Chronik der Ereignisse

14.11.

Da sich Copcon-Kommandant Carvalho
weigert. Truppen gegen Zehntausende
von Bauarbeitern einzusetzen. die den
Regierungspalast seit Mittwoch Nachmit
tag bela gern, wo sie Azevedo und die
Delegierten der Verfassungsgebenden Ver
sammlung festhalten. gibt Azevedo ihren
Forderungen im wesentlichen nach.

16.11.

Das provisorische Sekretariat der Arbei
terkommissionen im Raum Lissabon orga
nisiert eine Demonstration, die noch ganz
unter dem Eindruck des erfolgreichen
Bauarbeiterstreiks steht.

Die kilometerlange Schlange der gegen
die 6. Regierung und für eine Regierung
der Linken demonstrierenden Bauarbeiter.
Metallarbeiter. Landarbeiter und Mitglie
der verschiedener Bewohner- und Arbeiter
kommissionen zählt nach "Le Monde"
zwischen 150.000 und 200.000 Personen
und stellt somit die !!1 ößte Demonstration
dar, die seit dem 1. Mai 1974 in Portugal
stattgefunden hat.

Die PS sagt ihre Teilnahme an einer ge
meinsam mit der PPD in Viseu geplanten
Demonstration ab. der darauf auch Aze
vedo aus "gesundheitlichen Gründen"
fernbleibt. Es nehmen 10.000 Anhänger
der PPD teil.

18.11.

1m Regierungspalast Belem findet eine
Unterredung zwischen den Stabschefs der
drei Waffengattungen sowie Azevedo.
Antunes. Lourenco und Carvalho statt.

Unter anderem wird die mögliche Ablö
sung Carvalhos vom Posten des Oberbefehl
habers der Militärregion Lissabon und seine
Ersetzung durch Lourenco erörtert.

Carvalho stellt einige Bedingungen, unter
denen er bereit wäre, seiner Abillsung zu
zustimmen (v. a. Restrukturierung und
Stärkung des Copcon. das in erster Linie
alle Initiativen der "poder popular" un
terstlitzen solle).

20.11.

Die Regierung stellt ihre Tätigkeit vor

libergehend ein. Sie fordert von C. Gomes

als Bedingung für ihreTätigkeitswiederauf
nahme. Garantien für die Durchsetzung

ihrer Autorität.
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Noch am selben Tag kommt es in Lissabon
zu einer Massendemonstration. an der
sich wieder über 100.000 beteiligen. Sie
wendet sich gegen die Regierung Azevedo
sowie gegen die geplante Ablösung Car
valhos durch Lourenco.

Im Lauf der Demonstration veröffentlichen
18 progressive Offiziere ein "Manifest an
die Soldaten und Matrosen. an die Arbei
terklasse und das arbeitende Volk". Darin
treten sie f'ir die Bildung einer "Regierung
der revolutlOnären Einheit" ein. die all
mählich die Macht an die in einer natio
nalen Volksversammlung zusammenzu
fassenden Strukturen der "poder popular"
abtreten solle. Entsc heidende Bedeutung
messen sie der "Verbindung von bewaff
neten Arbe itern und Soldaten" bei.

21.11.

Nach der Sitzung des Revolutionsrates
wird ein Kommunique verlautbart, das
folgende Maßnahmen ankündigt:

1. Auflösung der AMI

2. Ernennung von V. Lourenco zum Kom
mandanten der Militärregion Lissabon
(mit Zustimmung Carvalhos).

3. Carvalho bleibt Kommandant des Cop
con, dessen Bedeutung merklich er
höht werden soll. Bildung einer Kom
mission die die Wiederaufnahme des
Projekts Allianz MFA-Volk studieren
soll.

4. Neubildung der Regierung.

Im Laufe des Tages erklären die Komman
danten zahlreicher Einheiten des Copcon
sich nicht einverstanden mit der Abberu
fung Carvalhos vom Kommando über die
Lissaboner Militärregion. in der 80"!0 der
Interventionskraft der portugiesischen
Armee konzentriert sind.

Carvalho nimmt daraufhin gegen Abend
seine Zustimmung zwn im Revolutionsrat
ausgehandelten Kom~omiß zurück.

22.11.

Lourenco verzichtet auf seine Ernennung.
C. C,omes beruft flr Montag eine Sonder
sitzung des Revolutionsrates ein.

23.11.

Die PS führt im ganzen Land Demonstra
tionen zur Unterstützung der 6. Regierung
durch. Soares attackiert lebhaft die PC
lmd die revolutionäre Linke. Auch C. Go

mes kritisiert er. da er die Regierung

Azevedo nicht genügend unterstütze.

24.11.

11 Einheiten der Milit!rregion Lissabon
versetzen sich in "revolutioDllre Alarmbe
reitschaft". wn Konzessionen an die 6.
Regierung zu verhindern.

Das provisorische Sekretariat der Arbeiter
kommissionen des Lissaboner Industriegtlr
tels ruft zu einem zweistündigen Streik
am Nachmittag auf. Ziele: Linke Regie
rung. keine weiteren Säuberungen von
Linken. Entlassung von J.Neves (Komman
dos v. Amadora), Pires Veloso (Militärre
gion Nord), Morais e Silva (Chef der Luft
waffe). materielle Solidarität mit den
Fallschirmjägern von Tancos.

Letztere haben als Reaktion auf den Ver
such Morais e Silvas. die Protestbewegung
der Fallschirmjäger gegen ihren Einsatz
zur S~engung von Radio Renascenca am
7.11. durch Auflösung des Stützpunktes
zu unterdrücken. Tancos in Selbstverwal
tung übernommen (21.11.). Sie bekom
men seither weder Nahrung und Waffen
noch Sold.

Gegen die A!!1arreform revoltierende
Bauern errichten im Norden Lissabons
(Rio Maior) Barrikaden, die nach wenigen
Stunden wieder beseitigt werden.

25.11.

2 Uhr nachts: Der Revolutionsrat bestätigt
die Ablösung Carvalhos durch Lourenco
als Kommandant der Militärregion Lissa
bon.

Im Lauf des Vormittags werden Monsanto
und Montijo. zwei Luftwaffenstützpunkte
in der Umgebung Lissabons. von rebellie
renden Fallschirmjägern der Basis Tancos
besetzt. Sie beschließen die Absetzung
von Morais e Silva und Pinto Freire (Kom
mandant der ersten Luftwaffemegion).

12.15 Uhr: Soldaten des Ralis gehen vor
ihrer Kaserne in Verteidigungsstellung.
während sich auch die Militllrpolizei in
Lissabon mobilisiert.

Ca. 15.00 Uhr: Panzerfahrzeuge der Kom
mandos von Amadora umstellen die Ein
heit GDACI in Monsanto und die Kaserne
der Militärpolizei. Von verschiedenen
Punkten (MiIitärpolizei. Belern-Palast.
Ralis) strömen bis zu einigen 1000 Zivi
listen (meist Mitglieder von Volksver
sammlungen und Mieterkommissionen)
zusammen.

Die Metall- und Bauarbeitergewerkschaft
rufen zur Wachsamkeit auf. während PS

und PC stumm bleiben.



17.00 Uhr: C. Games erkllrt den Ausnah
mezustand & die Region Lissabon.

18.30 Uhr: Revolutionäre Militärs der prak
tischen Schule für Militärverwaltung von
Lissabon besetzen die in der Nähe ihrer
Kaserne liegende Fernsehstation.

19.50 Uhr: Kommandos von Amadora krei
sen die besetzte Luftwaffenbasis von Mon
santo ein.

20.00 Uhr: Alle Fernsehstationen werden
auf Porto umgeschaltet, von wo aus Kom
mLmiques der Militärregion Nord verbrei
tet werden.

21. 00 Uhr: Regierungstreue Kommandos
gewinnen die Kontrolle über das Luftwaf
fenkommando in Lissabon zurtIck.

21. 30 Uhr: C. Games er klärt den Belage
rungszustand fllr die Militllrregion Lissabon.
Die damit verbundene Ausgangssperre
wird in dieser Nacht nieht beachtet.

22.00 Uhr: Verhaftung der Rebellen, die
den Stlltzpunkt Monsanto besetzt hielten.

22.30 Uhr: Mehrere Panzer des Regiments
Amadora nehmen rund um den Prllsiden
tenpalast in Belem Stellung und vertreiben
durch Warnschüsse eine demonstrierende
Menge.

Radio Clube stellt auf Befehl des Revolu
tionsrates seine Sendungen ein.

26.11.

2.00 Uhr: Die Pe gibt eine Fzklärung her
aus, in der sie auffordert, Ruhe zu bewah
ren, da die Krllfteverhältnisse keineswegs
günstig seien.

5.22 Uhr: Ein Kommunique des General
stabes teilt mit, daß die "konterrevolutio
nären Aktivitllten von Gruppen revoltieren
der Fallschirmjllger des Stützpunktes Tan
cos weiterhin schrittweise beseitigt wer
den". In einem weiteren Komm unique
wird 20 Minuten spllter der Aufstand als
eine "von konterrevolutionären Kräften
inspirierte Manipulation" bezeichnet.

8.00 Uhr: Aus der Umgebung der Kaserne
der Militärpolizei in Lissabon werden
Kämpfe gemeldet.

9.30 Uhr: Die Kaserne der Militllrpolizei
ist eingenommen. Die linken Komman
danten werden in der Folge verhaftet, die
Militärpolizei wird aufgelöst.

12.00 Uhr: 20 schwere Panzer aus Santa
rem, die zum Ralis unterwegs sind, neh
men das bisher von linken Soldaten kon

troJHerte Waffenlager in Beirolas kampf
los ein.

17.00 Uhr: zahlreiche verhaftete linke

Offiziere werden per Flugzeug nach Porto
gebracht und dort inhaftiert.

18.00 Uhr: Einige 1000 Zivilisten fordern
von den Soldaten der Ralis-Kaserne Waf
fen.

In dieser Nacht wird von Truppen der GNR
(Polizei, Relikt aus der Zeit des Faschis
mus) die Einhaltung der Ausgangssperre
24.00 bis 6.00 Uhr, durch rigorose Kon
trollen erzwungen.

!!.:.!!:..
Ein Kommunique des Generalstabes der
Streitkrllfte gibt bekannt, daß Fabiao und
CarvaIho ihre Funktionen niedergelegt
hahen. Nachfolger Fabiaos als Stabschef
der Landstreitkräfte wird Oberst Ramalho
Eanes, das Copcon wird direkt dem Ge
neralstab der Armee unterstellt.

Die Verhaftungen unter linken Soldaten
und Offizieren nehmen inzwischen immer
gröBere Ausmaße an.

Im Kasemenbereich der Kommandos von
Amadora werden Offiziere gesehen, die
seit dem Spinola-Putsch vom 11. März
die Öffentlichkeit gemieden hatten.

28.11.

Die Regierung beschließt die Wiederauf
nahme ihrer Tlitigkeit, da die Bedingun
gen dafllr jetzt hergestellt seien.

Antunes schiligt in einer Fernsehrede zur
Löstmg der Krise ein Bündnis PS-Pe so
wie einen neuen Pakt MFA -Parteien vor.
Damit setzt er sich in Gegensatz zu PPD
und COO, die seine Fzklärung als "über
raschend " und "unverstllndlich" bezeich
nen. Sie treten fUr den Ausschluß der PC
aus der Regierung, fllr die "Auflösung
aller am Coup beteiligten CXganisationen"
und fUr einen Rtlckzug der Militärs aus
dem politischen Leben ein.

Die PC beschuldigt den "linken Radikalis
mus", eine Spaltung innerhalb der Linken
verursacht zu haben. Mit Bezug auf die
Antunes-Gruppe warnt sie: "Die Blindnisse
mit der reaktionllren Rechten können zu
ihrer eigenen Niederlage und zur Nieder
lage der Revol ution führen. " Sie verlangt
darüberhinaus die Beendigung der Verhaf
tung, Verfolgung und SlIuberung von Un
ken, scharfe Maßnahmen gegen Konter
revolutionlIre und die Wiederherstellung
der Freiheiten.

Die Fallschirmjäger von Tancos beenden
ihren Widerstand. Einige beschließen in
den Untergrund zu gehen.

Der Revolutionsrat verfügt einen Lohnstop
und die Suspendierung aller bereits ausge 
handelten Tarifvertrllge (Metallarbeiter,
B:luarbeiter) bis zum Jahresende.

Alle Fernseh- und Rundfunkanstalten wer
den verstaatlicht. Die Redaktionen und
Verwaltungen von sechs kommunistisch
orientierten Tageszeitungen werden abge
löst.

29.11.

Jaime Neves erklärt: "Das Regiment der
Kommandos ist noch nicht zufriedenge
stellt. Es meint, daß es noch viele Dinge
zu tun gibt und ist festentschlossen, bis
zum Ende zu gehen."

Vom Revolutionsrat ermächtigt durchsucht
Militär die Sitze der Parteien und Gewerk
schaften nach Waffen.

Der Ausnahmezustand wird gelockert, so
daß ein Teil der zeitungen Lissabons wie
der erscheinen kann.

Die "Republica" darf vorerst unter der bis
herigen Redaktion erscheinen.

2.12.

Der Belagerungszustand wird aufgehoben.

Nach einem GesprJch mit VedMtem aner
Parteien erklärt Costa Games: -Ich rufe
alle Parteien auf zu••• Brüderlichkeit,
Frieden und demokratischer Toleranz, die
uns zu einer möglichst gerechten Gesell
schaft, wie wir sie uns wünschen, führen
können. " Gomes fordert die Parteienver
treter auf, Demonstrationen zu verhindern,
die Arbeiter zur Einschrllnkung ihrer Lohn
forderungen zu bewegen und zur Entwaff
nung von Zivilisten beizutragen.

Aus dem Revolutionsrat werden bis auf
eine Ausnahme alle Vertreter der Linken
hinausgesllubert. Eines der prominentesten
Opfer ist Admiral Rosa Countinho.

Von der SlIuberungswelle werden immer
mehr linke Offiziere (nun auc h in der
Marine) und Soldaten erfaßt. Sie droht,
auf Orgiinisationen der revolutionären
Unken überzugreifen.

Soares fordert von der PC als Bedingung
fUr ihren Weiterverbleib in der Regierung
eine klare Distanzierung vom "Putsch
versuch" des 25.11.

4.12.

Angola: Die MLPA (marxistisch) erobert
die Stadt Caxito zurtIck.

*
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Angola~

Solidarität mit der MPLAI
In Guinea-Bissau spielte sich die Entkolonialisierung noch relativ reibungs
los ab, in Mozambique war es schon schwieriger, dort spekulierte der Im

perialismus mit einer Teilung des Landes, um den rohstoffreichen und stra
tegisch wicl1tigen Süden des Landes weiter unter Kontrolle halten zu können.

Die ökonomisch und politisch bedeutsamste ehemalige portugiesische Kolo
nie ist aber Angola. Dieser Staat zählt nach Südafrika zum rohstoffreich
sten Gebiet des afrikanischen Kontinents. Amerikanische, europäische und
südafrikanische Interessen sind mit dem Erdöl, den Diamanten, Erzen und
anderen Rohstoffen Angolas verfilzt. Sollte sich die nun bloß formell beste
hende Unabhängigkeit Angolas zu einer tatsächlkhen Autonomie von aus
ländischen Kapitalinteressen ausweiten, so würden die Befreiungsbewegungen
in Rhodesien, Südwestafrika und Südafrika enormen Auftrieb erhalten.

FNLA und UNITA

Im Gegensatz zu Guinea-Bissau und
Mozambique ist die Unabhängigkeits
bewegung in Angola gespalten. Den
portugiesischen, amerikanischen und

anderen Herrschaftsträgern gelang es,
St am mesdi ffer enzen aufzuschaukeln
und antikolonialistische Bestrebun
gen in konservatives Fahrwasser um
zuleiten. Angola ist, so wie die mei
sten anderen jetzt beste henden afri
kanischen Staaten, ein künstliches
Gebilde, ein Produkt des Kolonialis
mus. Voneinander unabhängige und
sich selbst versorgende Stämme wur
den von außen gegenseitig ausge
spielt und in ein imperial-zentrales
Verwaltungsschema hineingepreßt.

Diese Sozialstruktur birgt in sich die
Wurzel für die sonderbare Ideologie
der Unita und FNLA, militanten An
tikolonialismus mit reaktionären
Stammesideen und neoimperialisti
schen Vorstellungen zu verbinden.
Die Unita und FNLA rekrutieren
ihre Anhänger im wesentlichen aus
bestimmten Stämmen. Sie stützen
sich auf die inneren hierarchischen
Ordnungen dieser Stämme.

Die FNLA und UNITA wurden be
kannt durch spektakuläre Terrorkom 
mandos, denen hunderte weiße Sied
1er zum Opfer fielen. Sie kämpften
primär gegen die Weißen und nicht
so sehr gegen die von Weißen errich

tete imperialistische Ausbeuterord
nung, sie waren nicht imstande, den
Befreiungskrieg mit einer zukunfts
weisenden sozialen Basis abzusichern.
So konnten sie in der Mitte der sech
ziger Jahre von den portugiesischen
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Truppen in die Defensive oder in
die Flucht geschlagen werden. Die
größten Truppenteile der FNLA zo.
gen sich nach Zaire zurück und war
teten dort passiv das Ende von Portu
giesisch-Angola ab.

Das stammeszentrierte Denken der
UNITA-Kader lenkte die Politik der
UNITA in verhängnisvolle Bahnen.
Die UNITA unternahm sogar mit den
portugiesischen Truppen gemeinsame
Aktionen gegen die MPLA. Der
UNITA ebenso wie der FNLA, fehlte
eine konkrete soziale Zielsetzung ih
res Befreiungskampfes. So konnten sie
einmal durch wilde Rache - und Plün
derungszüge gegen die Weißen auf
sich aufmerksam machen, um kurz
darauf mit ebendenselben Weißen
die MPLA anzugreifen.

Ausländische Regierungen und Ka pi
talgruppen nützten die ideologischen
Verworrenheiten der UNITA und
FNLA zu ihrem Vorteil aus. Die Form
der portugiesischen Herrschaft in
Afrika war für sie ein Anachronismus.
Sie wußten aus Erfahrung, daß eine
gewisse formelle Autonomie der ehe

maligen Kolonien unter Umständen
günstigere Ausbeutungsbedingungen
für die Metropolen schaffen würden.
Die UNITA und die FNLA wurden frü
her (und werden jetzt im verstärktem
Ausmaß) massiv mit westlicher Hilfe
bedacht.

MPLA

Die einzige nicht stammesbezogene
Befreiungsbewegung Angolas ist die

MPLA. Sie verbindet den nationalen
Unabhängigkeitskampf mit einem
fortschrittlichen sozialen Programm.
Die MPLA war nicht nur die aktivste
und erfolgreichste Truppe gegen die
portugiesische Armee, sie versuchte
auch in den befreiten Gebieten das
Leben nach fortschrittlichen Krite
rien neu zu gestalten; sie unterstütz
te Initiativen des "Poder Popular"
(vor allem in Luanda) und es gelang
ihr, sich selbst von einem Berufs
heer in eine Volksarmee, bestehend
aus bewaffneten Zivilen und mili
tärischen Milizen, auszuweiten.

ANGOLA und CHINA

Bis vor einiger Zeit unterstützten
geschlossen alle linken Gruppierun
gen die MPLA als die am meisten
verankerte und berufene Befreiungs
bewegung in Angola. Die chinesisch
sowjetischen Rivalitäten werfen ihre
Schatten nun leider auch auf Angola.

Den hegemonialen Bestrebungen der
SU stellt sich China, wenn notwen
dig auch mit konterrevolutionären
Bündnissen entgegen. Sie ordnet die
Solidarität mit unterdrückten Volks
massen der Konfrontation mit der
SU unter. Genau dieses machtpoli
tisehe Prinzip, das China richtiger
weise der SU vorwarf, wendet sie
nun selbst in ihrer Globalpolitik an.
Die MPLA erhält die meisten Waffen
und Gelder vom Ostblock, so stellt
sich China konsequenterweise auf
die Seite der reaktionären FNLA und
UNITA. Neben Zaire und der USA
fließen die meisten Mittel für die
FNLA von China zu. Zur Untermau
erung eilkr solchen Politik greift
China auf Geschichtslegenden zurück.
Sie reduziert die Auseinandersetzun
gen zwischen MPLA und FNLA/UNITA
auf reine Stammesfehden, China gibt
vor, daß der Beitrag der FNLA und
UNITA beim Befreiungskampf eben
so groß gewesen wäre, wie der der
MPLA und schließlich stellt sie die
MPLA als reine Marionette der SU
dar. Ein Gegenindiz für die letzte
Behauptung ist z. B. die Einladung



1. P. Sartres als Ehrengast der MPLA
bei der Veranstaltung des 11.11.1975
(Tag der formellen Unabhängigkeit
Angolas). Die Haltung Chinas zu
Angola ist ebenso skandalös wie die
Stellung der SU zu Kambodscha vor
Erlangung dessen Freiheit.

Die meisten linken Regierungen der
3. Welt stehen auf Seiten der MPLA,
angefangen von Vietnam, Nordkorea,
Mozambique, Guinea -Bissau, Kam
bodscha' Kuba, usw. Angola ist in
Gefahr. das Vietnam Afrikas zu wer
den. Die MPLA verdiente sich eine
ebensolche Solidarität aller Linken,
wie es bei den Vietcong der Fall war.

DIE ENTWICKLUNG IN ANGOLA
SEIT DEM 25. APRIL 1974

Während die Portugiesen am 25.4.1974
in Mozambique und Guinea-Bissau
kurz vor einer totalen militärischen
Niederlage standen, war die Ausgangs
situation für sie in Angola wesentlich
günstiger: ein starker europäischer
Bevölkerungsanteil (10"70), massive
ausländi sehe Interessen (Öl, Diaman 

ten, Eisenerz, Kaffee), eine zer
splitterte Befreiungsbewegung (MPLA,
FNLA und UNITA) und eine dort sta
tionierte portugiesische Armee, in
der die MFA kaum Einfluß besaß.
Solange Spinola in Portugal den Ton
angab, arrangierte er es sich mit der
UNITA und FNLA, schloß mit ihnen
seperate Friedensabkommen ab und
versorgte sie mit Wa ffen und mili
tärischen Stützpunkten.

Die MPLA wurde in einen Zweifron 
tenkampf getrieben: gegen FNLA/
UNITA und gegen die portugiesische
Armee. Die vor dem April 1974
nur sehr sporadisch auftretende FNLA
und UNITA konnte so dank der Pro
tegierung Spinolas, Zaires, Südaf
rikas und der USA wieder Boden gut
machen. Die vorher dominierende
MPLA wurde wegen der Aufpäppe
lung der 2 anderen Bewegungen zu
einem Komprorniß gezwungen. Sie
sollte mit der FNLA und der UNITA
die Regierungsgeschäfte tri -paritätisch
führen und die zukünftige Zentral
armee sollte aus je 8.000 Mann der
MPLA, FNLA und UNITAbestehen.

In den nächsten Monaten änderte
sich wieder das Geschehen zugunsten

der MPLA. Die städtische Bevölke
rung begann sich selbständig in Or
ganen der "Poder Popular" zu orga
nisieren. Es häuften sich Streiks,
daraus entstand eine Einheitsgewerk
schaft und autonome Selbstverteidi
gungskomitees wurden gebildet.
Die MPLA gewann nicht deshalb
wieder Oberhand, weil sie angeblich
von der SU im Schnellzugsverfahren
bis ans Messer bewaffnet wurde, son
dern weil ihre sozialen Ziele mit de-
nen der nun selbständig auftretenden
Massen am meisten übereinstimmen.

Die Unita und FNLA verloren in den
Städten schnell an Einfluß. Das für
die FNLA demütigende Abkommen
von Anfang 1975 ents~ach somit
immer weniger den Realitäten. Die
tri -paritätisch besetzte Übergangs
regierung erließ wegen der UNITA/
FNLA-Mehrheit repressive Gesetze
gegen die Bevölkerung. Die MPLA
konnte immer weniger bereit sein,
einer solchen Politik durch ihre Teil
nahme an der Regierung ihre Zu
stimmung zu geben. Seit Juni 1975
ist der Bürgerkrieg in ein offenes
Stadium getreten. Den letzten Mel
dungen ist zu entnehmen, daß die
MPLA in der Offensive ist. Die
MPLA und die FNLA/UNITA riefen
nach dem 11. 11.1975 jeweils eigene
Regierungen aus. Es scheint sich
ein langer Kampf anzubahnen.

WAS SOLLEN WIR TUN?

Wir müssen ein Vietnam in Afrika
verhindern. Wir müssen verhindern,
daß die österreichische Regierung
ein UNITA/FNLA-Marionettenre
gime als den legalen Vertreter An
golas anerkennt. Wir müssen ver
hindern, daß Angola zum Exerzier
feld der UNO wird. Dort, wo sich
bisher UNO-Truppen einschalteten,
wurde meistens eine provisorische
Teilung des Landes zu einer fakti
sehen Teilung: Zypern, Kongo•..

Das südliche Afrika ist heute eines
der gefährdetsten Gebiete für den
Imperialismus. Eine breite Propa
gierung und Unterstützung der Po li 
tik und Ziele der MPLA ist nicht
nur ein wesentlicher Beitrag zur
Solidarität mit der MPLA, sondern
auch zur Entlarvung der Manöver
der Multis und ihrer Helfeshelfer
in den staatlichen Institutionen.

Im Jänner wird in Wien in einer
Großveranstaltung u. a. ein Ver
treter der MPLA zu Gast sein. In
"Poder Popular" Nr. 2 wird ein län
gerer Artikel über Angola erscheinen,
das "Komitee Südliches Afrika" be
schäftigt sich kontinuierlich mit den
Ereignissen in Angola, Rhodesien,
Südafrika und Südwestafrika.

H.S.*
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Entscheidung gegen New York
treiben, wo die Steuern niedriger
sind. Personal wird vor allem im
Schulwesen eingespart, wodurch die
Qualität der Schulen und der Ausbil
dung gedrückt wird. Ein Grund mehr
für die Mittelschichten wegzuziehen.
Wenn die Schulen in den Slums noch
schlechter werden, wird es für die
Gettobewohner noch schwerer sein,
Arbeit zu finden, die mehr als ein
vorübergehender Job ist.

Eines durfte auf keinen Fall gefährdet
werden: Die Profite der Banken. Alle
großen New Yorker Banken sind Gläu
biger New Yorks. Nach den Schätzun
gen wäre zwar keine Bank in Konkurs
gegangen, hätte die Stadt Bankrott
gemacht, aber jede hätte riesige
Verluste gehabt; darunter auch die
Chase Manhattan, die Bank der
Rockefellers, von denen einer der
zeit Vicepräsident der USA ist. Sie
machen zwar ihre Geschäfte in New
York, sie leben davon, daß täglich
hunderttausende aus den Vororten in
das kleine Viertel am Südzipfel
Manhattens kommen, sie wollen an
New York verdienen (die Zinssätze
der New Yorker Papiere liegen im
Durchschnitt um einen Prozentpunkt
über sonstigen Anleihen), aber wenn
man der Stadt auch Geld gäbe kä
me das vor allem denen zu Gute,
die kaum Bankkunden sind.

New York helfen, heißt, konsequent
kapitalistische Maßstäbe an jeden

ausgegebenen Dollar zu legen:
nur wer etwas Produktives bringt, darf
kreditiert werden. Die Hilfe für
New York ist eine Verlängerung und
Verschärfung der Krise.

Am 27. November feierte Amerika
"Thanksgiving" - Danksagung für
die gute Ernte. Das wichtigste dabei:
der Truthahn. festlich zubereitet.
Damit auch die New Yorker etwas zu
feiern haben - es fehlt ihnen ja als
Großstädter oie Beziehung zur Ernte
- verkündete Präsident Ford, er wer
de der Stadt finanziell unter die Arme
greifen, nachdem er sich so lange
dagegen gesträubt hatte. Als Retter
in der Not konnten ihm die New Yor
ker dankbar sein, daß er sie nicht
ganz fallen ließ. Die USA gewähren
New York Kredite zur Überbrückung
kurzfristiger Schulden und verhindern
damit den drohenden Bankrott der
Stadt. Ford steht da als großer Retter,
der das Notwendige durchführt ohne
mit den Steuergeldern lose umzuge
hen. Denn seine wochenlang ausge
stoßenen Drohungen, New York nicht
zu helfen, hatten eine Funktion: Dem
ganzen Land und auch New York zu
zeigen: Schulden machen ist unmora
lisch. Geld für Sozialausgaben ist
hinausgeworfenes Geld, kostenloses
Studium entspricht nicht dem Ame

rican way of life.
Und darum ging es: New Yorks Sozial

ausgaben für soziale Wohlfahrt, für
kostenloses Studium, für Kultur und
sonstige städtische Infrastruktur sind
besonders hoch. Aus zwei Gründen:
New York ist liberaler als der Rest
des Landes; zum anderen aber dele
giert das Land einen Teil seiner Pro
bleme an New York und die anderen
Großstädte des Nordostens. Viele Ne
ger aus dem Süden wandern in den
Norden aus, ja es werden sogar von
den Weißen Busse organisiert, in die
man die arbeitslosen Neger setzt, um
sie dann in den Gettos des Nordens
auszuladen. Daß aber die Schwarzen
bereit sind, in den Norden zu gehen,
fußt auf den relativ guten sozialen
Hilfen die sie in diesen Städten be
kommen.

Den relativ Wohlhabenden, vor allem
aus der weißen Mittel- und Ober
schicht werden diese Städte unbe
quem: Slums mit hoher Kriminalität,
die Schwierigkeiten, das eigene Auto
irgendwo zu lassen, die Umweltver
schmutzung und die amerikanische
Ideologie gegen die Großstadt, gegen
das Appartmenthaus und für das Ein
familienhaus drängen diese Schich-
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ten aus den Städten hinaus, in die
Vororte. Sie benützen die Stadt als
Arbeitsplatz, als kulturelles Zentrum
und sie wollen auch das Amerika ge
nießen. das eben nur in Städten mög
lich ist: Die Konzentration der Ge
schäftswelt, des Kommunikations
wesens, der Schulen und der Univer
sitäten. Aber ihre Steuern fließen
nicht mehr in diese Stadt. Sie flie
ßen in die Kassen der relativ kleinen
Städte rund um die Metropolen, wo
gute Sch,".en und schöne Swimming
pools entstehen. Wenn New York
dann versucht, etwas mitzuhalten,
und zu schauen, daß die Schulen in
der Stadt nicht wesentlich schlechter
sind als die Schulen in den Vororten
und als die Privatschulen, so ist das
ein unerhörter Luxus, weil er ja nicht
denen zu Gute kommt. die politisch
entsc heiden.

Man gibt ihnen zwar keine Arbeit,
und in der Krise verlieren noch viele
ihren Arbeitsplatz, aber unter dem
Hinweis, daß einige sic h hochgear
beitet haben und jeder einzelne sich
hocharbeiten könne, wird soziale
Hilfe als unmoralisch betrachtet, als
Schritt in den Sozialismus, was für

fast .alle Amerikaner noch immer
der Schrecken auf Erden ist.

Ford ist es in fantastischer Weise ge
lungen, die reaktionärsten Gefühle
der Amerikaner zu mobilisieren:
New York, die Stadt der Neger, Ju
den, Puertoricaner, der Pornographie
und des Verbrechens ist nicht ameri
kanisch. Es durfte Ford nicht passie
ren. daß ihm von dem Rechtsaußen
aus Californien, Ronald Reagan,
Stimmen in den Vorwahlen wegge
nommen werden.

Also versuchte er, New York das auf
zuzwingen was in Amerika richtig
und moralisch ist: Wer nicht arbeitet,
soll auch nichts haben, ganz egal ob
es überhaupt einen Arbeitsplatz gibt
oder nicht. Daher keine Hilfe für
New York, solange sich New York
nicht selbst hilft: Die Selbsthilfe:
Ausgabenkürzungen für soziale Maß
nahmen, Kürzungen beim Personal
stand, Steuererhöhungen. Alles um
die Probleme in New York noch
schwerer zu machen: Die Steuerer
höhungen werden weitere Leute in die
benachbarten Orte und Teilstaaten

'a \1\~ \JM
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Spanisch-Sahara:

Durch die Wüste

*P.1.

zwischen Spanien und Marokko war
perfekt: Madrid übergibt seine Kolo
nie zum größten Teil an Marokko,
ein kleiner Landstrich kommt an
Mauretanien. Spanien wird an der
Ausbeutung der Phosphatvorkommen
beteiligt, spanische Schiffe dürfen
weiterhin vor der Küste Fischfang be
treiben und eventuell bekommt Ma
drid sogar einen Militärstützpunkt zu
gesprochen.
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Zwei Gruppen könnten aber länger
fristig einen Strich durch diese Rech
nung machen: die von Algerien un
terstützte POLISARlO und die marok
kanischen Massen, die über ihre Ver
heizung erbittert, sich nicht mehr
um den "Führer-König" scharten,
sondern gegen ihn als "Verführer"
Stellung nahmen.

und ist das Hauptmotiv dafür, daß die
Spanische Sahara eine der letzten
Kolonien Afrikas war. Denn die ein
fache neokolonialistische Lösung, wie
sie die meisten imperialistischen
Staaten in den sechziger Jahren ihren
afrikanischen Kolonien verordneten:
daß nämlich die koloniale Verwal
tung abzog, die imperialistischen
Konzerne aber weiter im Land blie
ben - diese Lösung war den schwäch
sten Kolonialmächten Spanien und
Portugal verwehrt. Bei einer Unab
hängigkeitserklärung ihrer Kolonien
hätten ihre Bourgeoisien ihren Ein-
fl uß dort zugunsten amerikanischer,
britischer und westdeutscher Kon
zerne verloren. So unterdrückte
Madrid die seit 1958 durchgeführten
bewaffneten Aktionen der Saharuis,

postierten nahezu soviel Soldaten
im Land wie es Einwohner gab und

ignorierte die Forderungen der UN
zur Einleitung eines Entkolonialisie
rungsprozesses.

Nachdem sich ein Arrangement Spa
niens mit den lokalen Scheichs ab
zeichnete, deren "Befreiungsbewe
gung" PUNS die politische Verwal
tung nach dem Abzug der Spanier
übergeben werden sollte, meldeten
Marokko, Mauretanien und Algerien
ihre Ansprüche an. Mit Hassans "Frie
densmarsch " wurde eine Hauptfront
zwischen Marokko und Spanien vor
gegaukelt, und neben der Ablenkung
von allen innenpolitischen Konflik
ten, die Hassans Thron bedrohten
(so wurden die Parlamentswahlen bis
"nach der Befreiung des letzten
Meters marokkanischer Erde" ausge
setzt), hatte das Manöver v.a. noch
den Effekt, die Algerier, Maureta
nier und die neugegründete Befrei
u'lgsbewegung POLISARlO auszuschal
ten. "Plötzliche Verhandlungen"
konnten dann die "dramatische Situa
tion" entschärfen und der Kuhhandel

Wenn Hassan von Marokko mit seinem "Friedensmarsch" der 350.000 nichts
anderes erreicht hätte, so wäre es zumindest eine der originellsten Weisen
gewesen, Aggressionen durchzuführen. Nach dem Ende des Marsches sieht
für die herrschenden Gruppen in Marokko die Lage weitaus besser aus: teilen
sie sich doch in bester neokolonialistischer Manier die Ausbeutung der Boden
schätze in Spanisch-Sahara mit den Spaniern; Algerien und die Saharuis
schauen durch die Finger.

Daß aber diese nationale Frage nur
zur Mobilisierung der marokkanischen
Massen diente, dahinter aber hand
feste ökonomische lnteressen liegen,
ist klar: der Reichtum an Bodenschät
zen (v. a. an Phosphaten) und an
fischreichen Gewässern vor der Küste
der spanischen Kolonie ist bekannt

Die historische Verwandtschaft der
Saharuis (meist nomadisierende Ara
ber und Berber in 16 Stämmen) mit
den Marokkanern läßt sich nicht leug
nen, hatten doch die über Afrika her
einfallenden Kolonialmächte das
Land nach ihrem Gutdünken und ihrer
Geometrie aufgeteilt, ohne Rücksicht
auf ethnische oder gar geographische
Gliederungen, was u.a. zu den diver
sesten Konflikten in den afrikanischen
Staaten nach deren Unabhängigkeit
führte (siehe Nigeria -Biafra, Sudan,
etc.). Nun hat aber die eigenständi
ge historische Entwicklung der Saha
ruis zu ihrer Forderung nach staatli
cher Souveränität geführt, ein An
spruch, der ihnen auch von der UNO
und dem Haager Gerichtshof bestätigt
wurde.
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Der Bürgerkrieg im Libanon
.r
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von Peggy Duff (gekürzte Fassung aus
der ICDP-Publikationsreihe ' Facts
and Findings' vom 14.11.1975)

+ die Drusen, eine weitere islami
sehe Sekte;

Der Bürgerkrieg im Libanon, in dem
zwischen 13. April und 24. Oktober
1975 6.000 Personen getötet und
20.000 verletzt wurden, ist in der
westlichen Presse allgemein als Reli
gionskrieg zwischen Christen und Mos
lems dargestellt worden.

Als der Libanon 1943 unabhängig wur
de, wurden die Regierungsämter sorg
fältig unter den Führern der verschie
denen Konfessionen aufgeteilt. Diese
waren:

+ die Sunniten der orthodoxen Mos
lems;

+ verschiedene andere religiöse und
ethnische Minoritäten wie z. B.
jene der Kurden.

+ die Shiten, eine abgespaltene Sek
t e des Islam;

+ Die maronistischen Christen, die
den östlichen Riten der Kirche
folgten, aber von Rom anerkannt
sind;

Befreiungskämpfer

Christen und Sunniten.)Es besteht aber
wenig Zweifel, daß die Moslems ins
gesamt in der Mehrheit sind.

Das System ist archaisch. Es tendiert
dazu, die Macht mittelmäßigen und
korrupten Personen zu überlassen. Es
führt zu endlosen bürokratischen Ver
zögerungen, z ur sorgsamen Verm ei
dung längst fälliger Reformen und zur
Kontrolle über das Regime seitens der

Diese Übereinkunft zwischen den ReH-
gionen wurde in zwei Konstitutionen
niedergelegt, einer schriftlichen, die
bis 1926 zurüc kdatiert, die andere
mündlich, dem Nationalen Pakt von

.. d' kt . d 11 Es wurde stets davon ausgegangen, daß
1943. Gemaß lesern Pa sm a e I

I .. d d der Präsident der Republik und der
Amter des Staates, er Regierung un . .

Kommandeur der Armee Jewel1s Maro
des Parlam entes unter den verschiede-

niten, der Ministerpräsident ein Sunnit,
nen konfessionellen Gruppen aufge-
teilt und zwar nach einem Verhältnis der Parlamentspräsident ein Shiit usw.

sein sollten. So ist heute der Präsi
von sechs Christen zu fünf Moslems.

dent ein Maronit, Suleiman Franjieh,
Wieweit dieses Verhältnis heute noch

und der Ministerpräsident ein Sunnit,
als gerecht und fair zu bezeichnen ist,

J aus Tripolis, Rashid Karame.
ist schwer zu sagen, denn es gab seit
vielen Jahren keine VolksZählung
mehr. Sicher ist, daß die zahl der
Moslems gewachsen ist, insbesondere
jene der Shiiten (sie sind die ärmsten
unter den Moslem -Gemeinden und
viele von ihnen sind in die Emigration
gegangen im Gegensatz zu den

Feudalherren und der reichen Ge
schäftsleute. Sie beherrschen das Par
lament nicht zuletzt wegen der groß
zügigen Bestechungsgelder, die be
sonders zu Wahlzeiten reichlich
fließen.

DIE RECHTE - CHRISTEN

Die Falangisten, geführt von Pierre
Gemayel, operieren unter der Losung
"Gott, Familie, Vaterland". Sie sind
bei weitem nicht die rechtesten.
Rechts von ihnen steht die Front zur
Verteidigung der Zedern, die im Dn-
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Ein maskierter Falange-Faschist

tergrund arbeitet und die Maronisti
sche Liga, die angeblich vorn Orden
der Maronistischen Mönche finanziert
wird. Ihre verschiedenen militärischen
Formationen werden in drei Trainings
zentren in Jordanien ausgebildet und
erhalten ihre Waffen offensichtlich
von der Libanesischen Armee (deren
Offiziere zu 800/0 Christen sind) und
aus mysteriösen Quellen in Westeuro
pa. Alles in allem gibt es überhaupt
eine Unzahl von Privatarmeen. Jeder.
der einigermaßen "wichtig" ist, Land
besitzer, Feudalherrren, sie alle ha
ben ihre eigene Miliz. In Sghorta,
einern christlichen Dorf in der Nähe
von Tripolis, dem Geburtsort des
Präsidenten Suleiman Franjieh, haben
alle fünf große Familien ihre eigene
Miliz, und eine dieser Milizen wird
vorn Sohn des Präsidenten, Tony
Franjieh angeführt .•. Karami hat sei
ne Miliz in Tripolis, und der Innen
minister, früherer Präsident, Camille
Scharnun, hat eine Leibgarde von
einigen Hundert Mann.

DIE LINKE - MOSLEMS

Die Linke umfaßt eine Reihe von
Gruppen, die in der Vereinigten Front
unter Kamal Dschumblatt zusammen
gefaßt sind, dem Führer der Progres
siven Sozialistischen Partei. Es gibt
zwei Kommunistische Parteien, eine
orthodoxe, geführt von Georg Hawi

und eine unabhängige, weiters drei
nasseristische Gruppen, eine linke,
eine rechte und eine zentristische,
zwei Bathistische Gruppen, eire {X'o
syrische und eine proirakische. fine
Stärke ist insgesamt seit über zehn
Jahren erheblich gewachsen, nicht
zuletzt da sich die Kommunistische
Partei nach dem Juni -Krieg 1967 in
eine Massenpartei verwandelt hat. Es

wird behauptet, daß ihre Waffen über
den "Ho-Tschi-Minh-Pfad" von
Syrien in den Süd -Li banon gelangen.

Aber das ganze Gemisch ist noch viel
komplexer als es zunächst den An
schein hat. Einer der Führer der Fa
langisten ist ein Moslem, Kazim EI

Hali!. Dschwnblatt, selber Moslem,
ist ein Führer der Drusen. Einer der
gewählten Führer der Nasseristen,
hauptsächlien Moslems, ist ein Christ,
Najah Wakim. Zwei Führer der ortho
doxen Kommunisten, Georg Hawi und
Nikola EI Shawi, sind Christen. Der
Bürgerkrieg ist vielmehr als eine bloße
Konfrontation zwischen zwei Glaubens
richtungen. Wenn man die Klassen
basis der zwei Gemeinschaften zu
untersuchen beginnt, wird es klar,
daß dieser Krieg zu einern großen
Umfang eine Auseinandersetzung
zwischen sozialen Klassen,zwischen
Wohlhabenden und Habenichtsen im
Libanon ist.

DER NICHT - SO - DISKRETE CHARME
DER LIBANESISCHEN BOURGEOISIE

Eric Rouleau schreibt in einer Artikel
serie über den Libanon in "Le Monde"
(September 1975, 21/22): "Der Lebens
stil der Privilegierten ist prahlerisch. I
Mehrere Autos für eine Familie.

Luxusklasse , womöglich amerikaniSch.,
sehr oft mit Telefon ausgestattet. .
Landhaus in den Bergen, mit Swim - i
mingpool. Tennisplatz. Golfplatz. wnJ

geben von einer riesigen Parkanlage.
in der man sich auch zu den heißesten
Jahreszeiten "ergehen" kann. Residen
zen in Paris. Genf, London oder New
York dienen als Aufenthaltsort für
kurze Geschäftsreisen oder bestimmte
Vergnügungen. Die Yacht. die in
Taslik, in der Nähe von Beirut. vor
Anker liegt, ermöglicht, ein ange
nehmes Wochenende im Kreise von
Freunden zu verbringen. "Usw. usf.

Dank seiner Situation als Durchzugs
straße und dem traditionellen Scharf
sinn seiner Bewohner, sowie dem
ultra -liberalen sozio -ökonomischen
System, ist der Libanon das kommer
zielle und finanzielle Zentrum dieser
Region geworden, das Bindeglied
zwischen den Industriernächten und
den Entwicklungsländern des Nahen
Ostens. (Nach Auskunft eines Beiru-

LX>
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ter Bankiers bringt mehr als die Hälf
te ihrer finanziellen und kommerziel
len Operationen der libanesischen
Wirtschaft kaum einen Gewinn, da
die Zwischenhändler und Vermittler,
die Aufträge entgegennehmen und
ausführen, nur als "Postfach", als
bloße Adresse existieren.)

Landwirtschaft und Industrie, in de
nen 40 bis 450/0 der arbeitenden Be
völkerung beschäftigt sind, machen
weniger als 30"/0 des Bruttonational
produktes aus; und nach einer ande
ren Schätzung entfällt auf 5"/0 der
Bevölkerung mindestens die Hälfte,
wenn nicht mehr des Nationalein
kommens. Auf der anderen Seite ent
fallen auf alle in der Landwirtschaft,
in der Industrie und im Bausektor
Arbeitenden nur 12 bis 15,,/0 des Natio

naleinkommens.

Der Libanon ist eines der bekanntesten
Steuerparadiese der Welt, Betrug und
Unterschlagung wird hier auf höch
ster Ebene praktiziert, dies betrifft
sowohl die Summen als auch die Per
sonen. Das ist nur möglich, weil die
Interessen der Großbourgoisie und des
Staates sich in einer Weise überlap
pen, daß man letzteren durchaus als
einen "Söldner" der ersten bezeich
nen kann. Dementsprechend wird we

nig oder gar nichts getan, um die
dringendsten wirtschaftlichen und
infrastrukturellen Einrichtungen zu
schaffen und zu verbessern. (Vor Bei
ruts Hafen warten täglich 150 Schiffe
auf Entladung; das Postwesen ist kata
strophal, sodaß Briefe wochenlang,
manchmal ganze Monate liegenblei 
ben; keine öffentlichen Einric htungen,
keine neue Straße wurde seit fünf
Jahren errichtet; fünfzig Dörfer im
Akkargebiet sind vom restlichen Land
vollkommen abgeschnitten, die zwei
hunderttausend Einwohner dieser
Gegend haben nicht ein einziges
Spital zur Verfügung.) Auf der Flucht
vor Unterentwicklung und härtesten
Lebensbedingungen ergoß sich eine

Flut der Landbevölkerung in Richtung
Beiruter lichtenneer und zivilisatori
schen "Glanz", was zur Folge hatte,
daß in den Randbezirken der Stadt an
nähernd einundeinhalb Millionen
Menschen zusammengepfercht leben
(ü ber die Hälfte der Gesamtbevölke

rung des libanon!). In fünfundzwan
zig Jahren würde bei anhaltender
EntWicklung die Haurtstadt samt
"Vorstädten" drei der vier Millionen
Einwohner des Landes umfassen.
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VERWUNDBARE WIRTSCHAFTS
STRUKTUREN

Weitsichtige Geschäftsleute haben
die Explosion seit Jahren vorausgese
hen. Seit dem aufsehenerregenden
Bankrott der Intra Bank 1966, der das
'.'ertrauen der gesamten arabischen
Welt in das Bank-System des libanon
erschütterte, fanden immer mehr
Petrodollars ihren Weg nach Europa
und den USA - ohne den üblichen
Transitweg durch Beirut. Das einzige

Handelsmonopol Beiruts wird mehr
und mehr von den Häfen in Port Said,
Suez, Alex .mdria und Lattakia durch
brochen. Die Inflation in den Industrie
ländern hat im Libanon, der fast al-
le seine Konsumgüter importieren
muß, einen dramatischen Effekt.
Immer mehr kleinere Geschäfte gin
gen zugrunde. Das Bruttonational
produkt stagnierte (bei einer Infla
tionsrate von 15,,/0). Besonders die
Kleinbourgeoisie wurde von dieser
Entwicklung, die vor allem ihre ge
wohnten Le bensbedürfnisse verteuer-

te, alarmiert.

Die soziale Polarisation führte schließ
lich zum Bürgerkrieg. Er wurde von
den Wohlhabenden akzeptiert, da
sie nicht wahrhaben wollten, daß die
Glocke dem "wilden" Kapitalismus

des laissez-faire geschlagen hat. Sie
klammern sich an ihre Privilegien,
die sie aus einer anderen Epoche des
Liberalismus geerbt haben.

DAS NICHT - SO - DISKRETE ELEND
DER ARMEN MOSLEMS

Sechshunderttausend Menschen leben
im "Elendsgürtel ", der Beirut und
die Vorstädte umschlingt. Die Sterb-

HEINZ KOLISeH
LlEBIGGASSE 9

432121
1010 WIEN

lichkeitsrate ist hier zwei bis drei
mal so hoch wie der nationale Durch
schnitt. Chatila ist eines der Ghettos
des Stadtproletariats : In dieser Stadt,
in der die Lebenshaltungskosten so
hoch sind wie in New York, verdie
nen 72% der Arbeiter durchschnitt
lich 425 Libanesische Pfund im Monat
(1,25 Libanesische Pfund := 2,50 Dol

lar), und das ist zweimal so wenig
wie eine sechsköpfige Familie als
Minimum für Essen und Wohnen
braucht - Transport, Schule und me
dizinische Betreuung nicht gerechnet.

Diese Inseln des Elends entstellen
Beirut wie Krebsgeschwüre den Kör
per. Palästinafltichtlinge errichteten
die ersten Kerne dieser schrecklichen
Siedlungen vor mehr als einem Vier
teljahrhundert. Sunnitische Moslems,
Araber und Kurden folgten ihnen und
ließen sich neben ihnen nieder. Spä
ter kamen die Shiitischen Moslems.
Sie stellen heute die Mehrheit des
"Elendsgürtels". Ganze Dörfer wur
den von der Landflucht erfaßt und

hierhergeworfen.

DIE LEIDEN DER BAUERN

Denn seit Erlangung der Unabhängig
keit' vor 32 Jahren, hat der Staat
kein einziges Bewässerungsprojekt ge
fördert, hat den Bauern keine tech
nische und finanzielle Hilfe gewährt.
Sie sind auf Gedeih und Verderb den
drei "Großmächten" ausgeliefert, wie
sie sagen: den Großgrundbesitzern,
die in Beirut leben und ihnen das
Land verpachten; den lokalen Behör
den, die ihnen die offizielle Erlaub
nis erteilen, auf welcher Fläche wie
viel Tabak sie anbauen dürfen; das
staatliche Monopol, das ihre Ernte



zu fixen Preisen ankauft, die einsei 
tig, nämlich vom Staat festgelegt
werden. Und wenn diese drei Mächte
dem Landarbeiter das Leben nicht
vollkommen unmöglich machen, ist
er der Gnade der vierten "Großmacht"
noch nicht sicher - der Geldleiher
und Kreditgeber .

Aus historischen Gründen stellen die
Drusen und vor allem die Moslems
(Shiiten und Sunniten) die unterste
Stufe der pyramide dar, trotzdem
oder gerade weil sie am zahlreich
sten sind. Die Christen bilden einen
dominierenden, dynamischen Faktor
(Handelsbourgeoisie), zu deren Stel
lung ihnen nicht zuletzt die ehema
ligen Kolonialisten verholfen haben:
sie beherrschen zwei Sprachen, die
sie in den konfessionellen Schulen
erlernen und genießen seit jeher das
Vertrauen des Westens, vor allem
Frankreichs. Die Christen, die nicht
mehr als 400/0 der Gesamtbevölke
rung ausmachen, haben eine An
alphabetenrate, die zwei - bis drei
mal niedriger ist als die der übrigen
Bevölkerung, sie stellen das Gros der
Akademiker, Geschäftsleute, Beam
ten und höherer Berufe. Sie haben
einen höheren Lebensstandard. Der
Konflikt ist also ein Klassenkonflikt,
trotz aller religiöser, geographischer,
kultureller "Vermischung". Es ist der
Konflikt zwischen den ungebührlich
reichen Christen und den ungebühr
lich armen Moslems.

ROLLE UND BEDEUTUNG DER PLO
UND SYRIENS IM KONFLIKT

Aber das ist noch nicht alles. Es ist
noch eine weitere Komponente des
Konflikts da. Die Fallangisten und
ihre Verbündeten bek:lmpfen erbit
tert die Palästinenser. Nicht nur ge
gen deren Anwesenheit im Land oppo
nieren sie, sondern vor allem gegen
deren autonomen Rechte, die sie nach
dem Kairoer Abkommen 1969 erhal
ten haben. Die Fallangisten haben
dementsprechend - obwohl sie es
niemals offen zugeben - mit den
Israelis diesbezüglich gemeinsame
Interessen. Der frühere Ministerprä
sident Raschid EI Solh, Moslem, be
schuldigte die Fallangisten, daß ihre
Waffen gegen die Palästinenser ge-

richtet sind, während die Waffen der
Palästinenser sich gegen die Israelis
richten.

Die Beteiligung der Palästinenser am
Bürgerkrieg ist stets übertrieben wor
den. Sie beschränken sich darauf,
ihre Lager zu verteidigen. Ihnen geht
es vor allem darum, ihre Rechte nach
dem Kairoer Abkommen, die im Ab
kommen von Rabat 1974 bekräftigt
wurden, nicht zu verlieren. (Das er
ste gab ihnen das autonome Verwal
tungsrecht aller Palästinensischen La
ger in arabischen Ländem und das
zweite, das Hussein mit Widerwillen
zu schlucken hatte, das alleinige Ver
tretungsrecht über alle Palästinenser.)
Wenn sie im Libanon gegen die Fal 
langisten verlieren, wären beide Ab
kommen sinnentleert, eine leere Hül
le.

Syrien, das sich durch das Interims
Abkommen Sadats mit Israel weitge
hend im Stich gelassen fühlt, sieht
seine Position durch den Bürgerkrieg
im Libanon noch mehr gefährdet.
Eine Niederlage der Palästinenser
würde den Weg über den Süclibanon
in Richtung Syrien freigeben. (Daß
Israel eine Intervention im Libanon
sich vorbehält, ist nicht nur Stellung
nahmen israelischer Politiker zu ent
nehmen: wieweit es Israel damit
ernst ist, zeigt dramatisch die War
nung seiner amerikanischer Freunde
in Washington vor einem solchen
denkbaren Schritt).

LÖSUNGSMÖGLICHKEITEN DES
KONFLIKTS

Die Käm pfe flackern imm er wieder
auf und lassen nach. Sie nahmen zu,
als im Februar 1975 die Fischer von
Sidon demonstrierten und die Armee
schoß: Elf Demonstranten wurden ge
tötet. Sie loderten erneut auf, als
siebenundzwanzig Personen, die das
Christenquartier von Ain EI Rummanah,
passierten, erschossen wurden. Sie
erreichten ihren Höhepunkt im Okto
ber im Handelsviertel von Hamra und
in der Nähe der Nobelhotels Holiday
Inn, Phönicia und St. George. Etli
che Waffenstillstände wurden ausge
ha.,delt, gebrochen und wieder aus-

gerufen. Folgende Lösungen zeichnen
sich ab:

I) Die Teilung des Landes, die von
den extremsten Fallangisten be
ftirwortet wird, aber sowohl von
allen Moslems als auch von den
Maroniten wegen der absehbaren
Folgen abgelehnt wird.

2) Ein Staatsstreich der Maroniten,
um eine Militärregierung zu
bilden, wie im Mai dieses Jahres.
Es war damals ein Fehlschlag,
und ein neuerlicher Versuch
würde auf die geschlossene
Opposition der PLO, Syriens,
der Unken und auch gemäßig-
ter Maroniten stoßen.

3) Eine Revolution von links kann
ausgeschlossen werden. Niemand
innerhalb der Linken, die PLO
eingeschlossen, trachtet danach.
Es werden einschneidende Refor
men verlangt.

4) Reform en: sie werden unter
stützt von der Mehrheit der Mos
lems und von jenen Christen, die
ihre kommerziellen und finanz i
ellen Bastionen erhalten und aus
bauen wollen. Sie müßten die
Regierung von allen konfessionel

len Rücksichtnahmen freimachen,
eine handlungsfähige Regierung,
die Konzessionen an die Unke
machen, insbesondere soziale
Reformen durchsetzen, den
Lebensstandard der Habenichtse
erhöhen kann. Der Wahl aller
staatlichen und administrativen
Organe müßten die tatsächli 
chen Mehrheitsverhältnisse zu
grundegelegt werden.

Da ist kein Zweifel, wer an der Fort
setzung des Bürgerkriegs im Land
Interesse hat: diejenigen Gruppierun 
gen, die ihre Privilegien erhalten

wollen. Und außerhalb des Landes*
vor allem Israel.
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pendium, wenn sie regulär arbei
ten. Viele verzichten daher eher
auf das unzureichende Stipendium.
Dabei wird es aber immer schwie
riger, gute Jobs zu finden und ge
rade in dieser Gruppe beeintr äch 
tigt die Arbeit das Studium, wenn
die formalen Anforderungen hoch
sind oder kontinuierlich hinaufge
schraubt werden•

+ Die sozial e Lage der Studenten
weist zwar extreme Unterschiede
auf - ein kleiner Teil, vorwie
gend Arbeiterkinder , ist in einer
materiell schlechten Situation;
der größere Teil wird, vorwie
gend von den Eltern unterstützt
und befindet sich in einer besse-

•

ERGEBNISSE DER PERSONALVERTRETUNGSWAHLEN

BEI DEN HOCHSCHULLEHRERN

Linksblock . . . . . . . • • . . . . 143

• Hauptausschuß - Technische Universität Wien:

• Hauptausschuß - Universität Wien:

Abgegebene Stimmen. . . . . 1206

Aktionsgemeinscha ft HS - Lehrer 1012

• Zentralausschuß (gesamt Österreich):

Abgegebene Stimmen . . . . . •. • 3904

Aktionsgemeinschaft HS -Lehrer
(Einheitsliste des Assistenten - und
Professorenverbandes, ÖVP-nahe) •.. 3318

Sozialistische HS-Lehrer 443

2

13

Mandate

Wahlbeteiligung 76 "/0

194+
GAKU

Mit Beginn dieses Semesters über
raschten nahezu sämtliche politischen
Fraktionen die Studenten damit, daß
sie einen Großteil ihrer Aufmerksam
keit der sozialen Lage der Studenten
schenkten. Viele Kollegen werden
sehr froh darüber gewesen sein, daß
dieser Punkt, in diversen Programmen
diskret mitgeschleppt, nun Gegen
stand einer Kampagne geworden ist,
denn:

Stipendien
kampagne:
Fordern - aber wie
und mit wem?

NAME ...•.•..•.••••••••.••.•••••••••••••••.••••.•

Bitte ausschneiden und an die Adresse:

ADRESSE •••.•.••.....•••.••••.•..••••..•..••••.•.•

1040 WIEN, BELVEDEREGASSE 10 schicken.

8

1

Mandate483

73

410

Bestellkarte für ,~ffensiv links"

Abgegebene Stimmen .....

Aktionsgemeinschaft HS -Lehrer

GAKU ..••.•.•.•...

Ich möchte gerne "offensiv links" fUr ein Jahr abonnieren

Der Preis beträgt für das Inland: S 50, - (inkl. Porto)
für das Ausland: S 50, - (exkl. Porto)

+) Wir berichteten in der letzten Nummer über das Zustandekommen und
die politische Ausrichtung der GAKU (Gewerkschaftliche Arbeitsgemein
schaft kritische Universität)

r--- -- --- - ------ ----~-------------- - ---- - - - - - - -- ---- - -- - --- -- --
1
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I
I
I

I
I

,
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+ Wenn man nicht das Glück hat,
"materiell abgesichtert" zu sein,
wird das Studium immer schwie
riger. Die Bemessungsgrundlagen
für Studienbeihilfen vom Eltern 
einkommen her berechnet, ent
sprechen in keiner Weise den Be

dürfnissen der Studenten, weil sie
durch Nominallohnsteigerung und
Inflation längst einer anderen Zeit
angehören. Aus denselben Gründen
sind die Lebenshaltungskosten ge
stiegen, sodaß sich die Lage mit
doppelter Geschwindigkeit ver
schlimmert.

+ Nur mehr 16"/0 der Studenten be
ziehen eine Studienbeihilfe, da
sie die Kriterien erfüllen; aber
für diese Studenten deckt das Sti
pendium keineswegs die Lebens
haltungskosten. Weitere 10"/0 fal
len nicht unter die Kriterien, müs
sen aber arbeiten, um ihr Stu
dium zu finanzieren. Auch die
Stipendienbezieher brauchen
mehr Geld, verlieren aber ihr Sti-



ren materiellen Lage - aber
die ökonomische und ideologi
sche Abhängigkeit von der Fami
lie kann oft ebenso drückende
Formen annehmen.

Die Lage der Studenten in der Gesell
schaft hat sich verändert, die Zu
kunft' die Berufsperspektive, schaut
auch nicht mehr rosig aus. Die Zeit
an der Universität ist nicht mehr eine
Zeit des "Zähne zusammenbeißen"
mit einer besseren Zukunftserwartung.
Managerposten stehen nur noch weni
gen offen, wenn auch die Aufstiegs
erwartungen noch vorhanden sind.

f Der Bildungsboom, Ergebnis einer
Veränderung der Produktivkräfte in
einer Zeit der Prosperität, hat be
wirkt, daß die bürgerliche Eliteuni
versität endgültig der Vergangenheit
anzugehören beginnt. Peinlich, daß
die "schmerzlichen Veränderungen"
nun mit der kapitalistischen Krise
zusammenfallen. Peinlich für die
Bourgeoisie, daß Akademikerarbeits
losigkeit und mißliche soziale Lage
der Studenten wieder einmal ihre

,Unfähigkeit, die gesellschaftliche
I Produktion harmonisch und krisenfrei
Izu gestalten, zum Ausdruck bringt.

I
IIn dieser Situation muß natürlich ein
Sündenbock gesucht werden. Es fällt
der parlamentarischen Opposition zu,
die jeweils herrschende Fraktion als

1

1"Alleinschuldigen " an "Minuswachs 
turn", Arbeitslosigkeit und Inflation
hinzustellen. Der parlamentarische
IIMachtwechsel zwischen zwei oder
Imehreren bürgerlichen Regierungs-

I
parteien ist die verewigte Form der
wahren Ursachen der wirtschaftlichen
Krise.
Seit sich in Österreich eine sozial
demokratische Parte i an der Regie
rung befindet, haben die rechten
Studentenparteien ÖSU und RFS in
diesem Rahmen eine ganz bestimmte
Aufgabe: das, was sie "sozialistische
Hochschulpolitik" nennen, zu ent
larven. Alljährlich um die Zeit der
Budgetrede erheben ÖVP- und FPÖ
Unterorganisationen in allen gesell
schaftlichen Bereichen landauf, land
ab ein großes Gejammer, so auch an
den Hochschulen. Dabei "borgt" man
sich oft das Vokabular der Linken aus,
kleidet ständische Forderungen in ver
balradikale Gewänder und fordert
auch recht populäre Dinge, wobei
man nur an eines nicht im Ernst denkt:
an die Erfordernisse der realen Er-
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füllung. Denn diese Kampagnen
dienen zunächst und vor allem einem
Ziel: die herrschende Regierung zu
denunzieren und die "echten" bürger
lichen Parteien als bessere Regierungs
alternative hinzustellen. Diese Stra
tegie läßt sich schon daran durch
schauen, daß alljährlich von der
ÖSU -ÖH einfach ein publicityträch
tiger Zeitpunkt gewählt wird: die
Budgetrede (wenn das Budget schon
seit Monaten aufgeteilt ist). Diese
Kampagne ist minuziös geplant, in
Graz wurde die Forderung, die In
halte der Kampagne doch zunächst
einmal unter den Studenten zu dis
kutieren, einfach vom Tisch ge-
wischt. Die ÖSU-Bonzen wissen na
türlich ganz genau, daß eine Erhö
hung und Neuverteilung der Stipen
dien eine Änderung des Studienbei 
hilfengesetzes voraussetzen würde.
Wie lange dieser parlamentarische

Zirkus dauert, wissen gerade diese
Herren. Nur schlecht verhüllt die
ÖSU-ÖH ihre eigentlichen Drahtzie
her in Industrie und Wirtschaft: so
wird zur Finanzierung ihrer Forde
rungen die Drosselung der Schulbuch
aktion gefordert, bekanntlich der
Hauptangriffspunkt der ÖVP-Opposi
tion an der SP-Schulpolitik.

Es gibt einige linke Gruppen, die das
Zustandekommen einer Einheitsfront
für diese materiellen Forderungen als
ihren Erfolg buchen wollen. Sie haben
nicht verstanden, daß sie damit nur

die Zugpferde einer rechten"Anti 
Firnberg -Kampagne" werden.

Alle bürgerlichen Medien konnten
sich freuen, daß die Studenten end
lich ihre Spaltung in Linke und Rech
te überwunden haben und ihre Ge
meinsamkeit, Student zu sein, er
kannt haben.



"Dementsprechend kann fUr die Linke die
Gefahr solcher Repressionen nicht automa

tisch Handlungsunfähigkeit bedeuten."

reich nur von bestimmten Schichten ver

standen und gutgeheißen."

"Nach dreißigjährigem Schweigen haben

sämtliche gesellschaftlich relevanten

Kräfte von der Christdemokratie bis zur
Sozialdemokratie plötzlich ihre antifaschisti

sehe Gesinnung im Zusammenhang nüt

Spanien entdeckt."

Diesen Rahmen einer in der Tat ohne Differen

zierung bedenklichen Gesinnungsgemeinschaft
vor der Iberia zu sprengen, war es - ob spontan
oder nicht, ob unkontrolliert oder nicht 

richtig oder falsch) Ob diese Aktion der Sache

gedient hat oder nicht, politisch eben, das ist
die eine Frage. Die andere, ob sie nicht gera

de im Gegenteil sogar mißbraucht worden ist
- gar nicht spontan und ganz und gar kontrol

liert - durch eine bestimmte Polizeitaktik:

das ist psychologisch) Was hat das mit KP
Praktiken zu tun? Ist das Wort "Provokation"

und die Praxis der Reaktion, die es bezeichnet,
psychologisch) Ist es noch nie vorgekommen,

daß Aktionen, die "auf eine zu spontane und

unkontrollierte Art" ausgetragen wurden, sich
als Falle seitens der Rechten entpuppt haben)

Aber wozu die Abschweifung) Wo und wie

wurde vor der Iberia "staatliche Autorität,

bUrgerlicher Besitz und Hierarchie" in Frage
gestellt) Bei der Spaniendemonstration ging

es um die Verurteilung der Hinrichtung der
fUnf spanisch-baskischen Patrioten, um die

Forderung nach dem Sturz der Franco-Diktatur.
Dieser Protest und diese Forderungen wurden 

wie es den Autoren weiter unten als politische

Rechtfertigung der Aktion vor der Iberia aus
der Feder fließt - von zu vielen Schichten in

Österreich verstanden und gutgeheißen, denn:

Es ist das Verdienst der Autoren des Leserbriefs,

daß sie die Diskussion in Gang gebracht haben.

Zsolt Patka

Wie verhängnisvoll eine solche Art des Agie

rens und des dieses Agieren entschuldigenden

oder bemäntelnden Argumentierens sein kann,
zeigen die jUngsten Ereignisse in Portugal in

aller Dramatik. (Die Fallschirmjäger von

Tancos ... )

Iberia-AktionBetrifft:

Heißt es nun: es ist verhängnisvoll zu glauben,

daß Aktionen unabhängig von ihrer Form als
Ursache f Ur die Repression dienen können)

Dann stimmen wir ja Uberein. Oder heißt es
vielmehr: unabhängig von ihren Formen - also

so und so - dienen Aktionen der Linken als

Ursache fUr die Repression der Rechten. Das
wäre Fatalismus. Auch wenn dieser FatalisnlUs
"positiv" gewendet würde:

"Auch das Argument, daß die Aktionen von
der Mehrheit der Bevölkerung nicht verstan

den wurden beziehungsweise auf Ablehnung
stoßen, ist zwar berechtigt, trifft aber auf

jeden Schritt linker Politik zu."

Der Schritt linker Politik, in den der Marsch
der fUnftausend Anti-Franco-Demonstranten in

Wien einstimmte, wurde von der Mehrheit der
Bevölkerung anders verstanden als der darauf

folgende Steinhagel vor der Iberia. Sicherlich:
"Antikapitalistische Inhalte, wie Infrage

stellen der staatlichen Autorität, des bUr

gerlichen Besitzes, der Hierarchie werden
unter gegenwärtigen Bedingungen in Öster-

Kurt Langbein und Hans Steiner wollen Krite

rien herausarbeiten, die geeignet sind, Vor

fälle wie die Iberia-Aktion so zu betrachten,
wie es linke Gruppen tun sollten. Es geht ih

nen dabei weder um die BegrUßung, noch um

die Verurteilung der "Ausschreitungen" (Zitatl)

am 2. Oktober. Sie wollen nicht werten (die
Bezeichnung der Vorfälle als 'Ausschreitungen'
ist sicher keine Absicht), sie wollen analysie

ren. Zum Schluß tun sie's doch: "Diesen Rah

men wollten die Demonstranten vor der Iberia

sprengen, sicherlich jedoch auf eine zu spon
tane und unkontrollierte Art." Nach welchen

Kriterien "zu spontan" und "unkontrolliert"?

Automatisch nicht und auch sonst nicht. Aber
zwischen Handlungsunfähigkeit und differenzier

tem politischem Handeln ist wohl ein Unter
schied) Zum Fatalismus gesellt sich Pessimis

mus:

Es hapert auch sonst in der Kriterien-Heraus

arbeitung, inhaltlich und formal:

"Obwohl es sicherlich falsch ist, durch
nicht verständliche Aktionsformen kurz

fristig wieder die Parole von 'Ruhe und
Ordnung' heraufzubeschwören, wäre es

generell verhängnisvoll, zu glauben, daß

Aktionen egal welche Form sie annehmen,
- die Ursache fUr die jeweilige Repression
der Rechten ist."

Die Stipendienkomitees an den rnsti
tuten haben sich mit ihrer antika pi
talistischen Ausrichtung, die sich vor
allem in der Finanzierungsfrage aus
drückt, in dieser Demonstration nicht
artikulieren können. Es wird an ihnen
liegen, Lehren daraus zu ziehen,
einerseits in der Einschätzung, daß
eine ÖSU -dominierte ÖH nicht der
Ausdruck und die Koordination der
vorhandenen Basisaktivitäten sein
kann, andrerseits, daß es falsch wäre,
Stipendienforderungen isoliert zu
stellen, daß es notwendig ist, mit
Organisationen der Arbeiterbewegung
und vor allem mit anderen in Aus
bildung befindlichen Gruppen (Schü
1er' Lehrlinge) ein gemeinsames
Forderungsprogramm zur Ausbildungs
förderung zu entwickeln.

Die DSU (Demokratische Studenten
Union), die föj-Bewegung für Sozia
lismus und die GRM (Gruppe Revolu
tionärer Marxisten) haben versucht,
diese Perspektiven auch schon wäh
rend der Demonstration zu vermit
teln. Es kommt jetzt darauf an, inner
halb der Basiskomitees diese Vorstel
lungen zu diskutieren, damit die
Auseinandersetzung mit der sozialen
Lage der Studenten nicht weiterhin
ein Privileg der ÖVP bleibt.

Hier liegen die zentralen Fehler von
KSV, VSStÖ und MLS, die sich an
der ÖSU - Demonstration am 2. De
zember 1975 beteiligt haben. Auf
der Suche nach einem möglichst brei
tem Bündnis oder aus Angst, sich von
den Studenten zu isolieren, haben
sie versucht, den Charakter der re
aktionären ÖSU-Kampagne zu ver
ändern. Sie haben damit hauptsäch
lich erreicht, daß die ÖSU -ÖH, die
trotz enormen materiellen Aufwan
des (über 100.000, - Schilling) nicht
mehr als ca. 200 Studenten für ihre
Ziele mobilisieren konnte, sich nicht
total entblößte und vor der Öffent
lichkeit auf den starken Rückhalt
ihrer Forderungen unter den (linken)
Studenten verweisen kann.

31



Bestellungen an das Sekretariat der Organisation
A-1040 Wien, Belvederegasse 10

Nr.2 erscheint im Jänner

PORTUGAL: Interview mit Arno Münster
Die ökonomische Situation
Das Bildungswesen
Berichte zur aktuellen Situation

ANGOLA: MPLA, FLNA und UNITA

SPANIEN: Die politischen Strömungen
Interview mit einem Mitglied
der Arbeiterkommission

Die Organisationen - Arbeitsgemeinschaft für Gewerkschaftliche Einheit, FÖJ - Bewegung für Sozialismus, Freiden
ker-Bund, Verband Marxistischer Arbeiterjugend - haben in gemeinsamer Arbeit im "KOMITEE FÜR STRAFFREIE
ABTREIBUNG" eine Broschüre zusammengestellt.

•Meinu.n. Argumente. Stellungn.hm.n zur Abtreibunl.lreee

Freie EntIcheidung
für die fnII •

..... &ebIr. noch
AbtreibungszwIng!

Nie mehr vor den Richter •
unbefristete

Freigabe der Abtreibung!

vertiItuIIpmitt und
Abtreibung

auf Kassenkosten!

Die Broschüre hat folgenden Inhalt:

Schwangerschaftsabbruch - ein
Problem der Gesellschaft / Sozial
demokratie und Abtreibungsfrage /
Die Kirche als ein Hauptfeind der
Fristenlösung / Also sprachen die
Bischöfe / Die Geschichte der Ab
treibung / Die Abtreibungsfrage in
den kapitalistischen Staaten / •••
und in den Oststaaten ? / Familien
planung in Ungarn / Wer wagt,
verliert.

Zu beziehen bei den jeweiligen
Organisationen bzw. im Sekreta
riat der FÖJ - Bewegung für Sozia
lismus: 1040 Wien, Belvederegaue
10. Telefon: 651952.

Redaktionskollektiv Hochschulgruppe:

THESEN ZUR HOCHSCHULPOLITIK

1. Zur Strategie an den Hochschulen
2. Welche Funktion kommt der Wissenschaft

im Kapitalismus zu?
3. Universität und Ausbildung

Diskussion zur Organisationsfrage

Zur Geschichte der FÖJ - Bewegung f. Sozialismus

Zu beziehen im Sekretariat der Organisation:

1040 Wien, Belvederegasse 10.
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